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Vorwort zur 2. Auflage 
Die zweite Auflage verfolgt stärker als zuvor das Anliegen, durch eine strukturie-
rende Analyse die molekularen Bausteine wirtschaftlichen Denkens herauszuarbei-
ten und in ihrer Gesamtwirkung zu verdeutlichen. Das Buch fand bei den Studieren-
den immer wieder positive Resonanz. Dies zeigt, dass der gewählte analytische An-
satz durchaus auf Akzeptanz stößt, wenn Theorie und Praxis auf anschauliche Weise 
miteinander verzahnt werden. Die aktuelle Auflage zielt noch intensiver darauf ab, 
theoretische Exaktheit und praktische Anwendung in Einklang zu bringen. 
Hierzu wurden viele Passagen überarbeitet und durch weitere graphische Übersich-
ten und Abbildungen verständlicher gestaltet. Zusätzliche Aufgaben mit Klausurbe-
zug und ihre Lösungen sollen die Ausführungen veranschaulichen und eine systema-
tische Klausurvorbereitung unterstützen. Aktuelle wirtschaftspolitische Themen wie 
z. B. die Wirtschafts-, Finanz- und Bankenkrise, die Klimaerwärmung, die Energie-
wende oder bildungspolitische Herausforderungen konnten in die Analyse aufge-
nommen werden.  

Die vorliegende Auflage unterstreicht deutlich, dass es sich bei der Mikroökonomie 
in erster Linie um eine Allokationstheorie handelt. Diese setzt sich mit der Frage 
auseinander, in welcher Weise und in welchem Umfang im ökonomischen Alltag 
der Einsatz von Gütern, Ressourcen, Wissen etc. zielorientiert erfolgt und welche 
Ergebnisse hieraus für die Wohlfahrt der Volkswirtschaften resultieren. Dabei wird 
im Grundsatz vom „homo oeconomicus“ – d. h. dem rational handelnden Menschen 
– ausgegangen. Auch wenn im Wirtschaftsalltag die Annahme rationalen Verhaltens 
aufgrund fehlender Informationen, Suchkosten sowie infolge emotional getroffener 
Entscheidungen häufig nicht gegeben ist, reicht es doch für viele Fragestellungen 
aus, Rationalität im Trend oder im Durchschnitt der vielen Entscheidungen der Wirt-
schaftsteilnehmer zu unterstellen.  

Neu aufgenommen wurde im einleitenden Kapitel I.5 ein Überblick zur Spieltheorie. 
Strategische ökonomische Entscheidungen lassen sich in der Praxis häufig mittels 
spieltheoretischer Ansätze erklären. Spieltheoretische Forschungsarbeiten sind in der 
jüngsten Vergangenheit mehrfach durch Wirtschaftsnobelpreise ausgezeichnet wor-
den. Im Kapitel III.1 (Haushaltstheorie) wurden neben zahlreichen Überarbeitungen 
vor allem die Darstellungen zur Konzeption und zur empirischen Bedeutung der 
Nachfrageelastizitäten präzisiert. Eine detaillierte Erörterung der Elastizitätsbegriffe 
soll dazu beitragen, Fehlinterpretationen zu vermeiden. Verschiedene Zusammenfas-
sungen und Übersichten runden die Ausführungen ab und schärfen den Blick für das 
Ganze. 

Größere Überarbeitungen finden sich auch im Unternehmenskapitel III.2: Hier wur-
den produktionstheoretische Alltagsbeispiele in die Analyse aufgenommen, die das 
Verständnis der formalen Ausführungen der Produktionstheorie erleichtern sollen. 
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Die Zahlen zum gesamtwirtschaftlichen Faktoreinsatz und zur Entwicklung wichti-
ger Faktorproduktivitäten (stilisierte Fakten) wurden aktualisiert. In diesem Zusam-
menhang wird auch auf die Energiewende in Deutschland (stärkere Nutzung der re-
generativen Energien, höhere Energieeffizienz) und die sich hieraus ergebenden Im-
plikationen eingegangen. Im Kapitel III.2.6 wurde der in der globalisierten Welt so 
bedeutsame Begriff der Lohnstückkosten in die Ableitung der Faktornachfragefunk-
tion integriert und vor dem Hintergrund aktueller Zahlen für Deutschland erläutert. 
Ein weiterer Schwerpunkt der Überarbeitung betrifft die Darstellung der mikroöko-
nomischen Angebotsfunktion und ihre Einbindung in die Produktions- und Kosten-
theorie. Die hier vorgenommenen Präzisierungen machen es möglich, Verschiebun-
gen der Marktnachfrage und des Marktangebots besser zu begründen und ihre Aus-
wirkungen auf Marktprozesse auf der Basis aktueller Beispiele differenzierter zu be-
urteilen. Im wettbewerbspolitischen Teil wurden die empirischen Untersuchungen 
und Berechnungen zu den Konzentrationsmaßen für ausgewählte Wirtschaftszweige 
des Verarbeitenden Gewerbes auf der Basis neuester Zahlen aktualisiert.  

Im einleitenden Kapitel und im Kapitel V wird deutlich, dass der Koordinierungs-
mechanismus der Sozialen Marktwirtschaft vor allem im Zuge der Wirtschafts- und 
Finanzkrise zu Fehllenkungen geführt hat. Diese Fehlallokationen sind zum einen 
auf verzerrte Preissignale, Machtkonzentrationen und unzureichende Regulierungen 
zurückzuführen. Andererseits ist dieses Marktversagen auch durch grundsätzliche 
marktwirtschaftliche Abstimmungsprobleme und Fehlanreize begründet. Im Kapitel 
V wurde der Beitrag des Staates zur Bewältigung von Marktversagen weiter präzi-
siert und aktualisiert. Dies betrifft insbesondere die Herausforderungen, denen sich 
staatliches Handeln in Folge der aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise gegenüber-
sieht. Allokative Eingriffe des Staates sind aber auch zur Bewältigung globaler 
Treibhauseffekte und der verschwenderischen, exzessiven Nutzung erschöpfbarer 
Ressourcen erforderlich (Überfischung der Weltmeere, Verschmutzung der Um-
welt). In diesem Zusammenhang wurden die aktuellen Entwicklungen im Zuge des 
Kyoto-Protokolls in die neue Auflage eingearbeitet. Es ehrt die Mikroökonomie als 
die „theoretische Basis“ des angewandten Managementwissens, dass sie zahlreiche 
Forschungsleistungen hervorbrachte, die mit Wirtschaftsnobelpreisen ausgezeichnet 
wurden. Die diesbezüglichen Forschungsarbeiten namhafter Ökonomen wurden an 
verschiedenen Stellen in die Ausführungen eingearbeitet.  

Die umfassende Überarbeitung und Erweiterung dieser Auflage erforderte einen 
Aufwand, der mit den Grundsätzen eines „homo oeconomicus“ nur schwer zu ver-
einbaren ist. Mit viel Idealismus und Engagement haben mich Frau Juliane Welp 
und Frau Diana Uzunoff bei der Neugestaltung der zahlreichen Abbildungen, Über-
sichten und Tabellen sowie der technischen Gestaltung des Textes tatkräftig unter-
stützt. Sie haben hilfreiche formale Hinweise gegeben und die Texte Korrektur gele-
sen. Frau Welp hat auch bei der Aktualisierung der Ausführungen zu den Umwelt-
verschmutzungszertifikaten konzeptionell und inhaltlich mitgewirkt. Dafür und für 
die sehr angenehme konstruktive Zusammenarbeit möchte ich ihnen ganz herzlich 
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danken. Wichtige Vorarbeiten bei der Neugestaltung des Buches hat über einen län-
geren Zeitraum Frau Christine Stramka geleistet, der ich für ihre strukturierte und 
engagierte Arbeit ebenfalls besonders danke. Wertvolle Anregungen und Unterstüt-
zung bei der inhaltlichen Erstellung und praktischen Umsetzung habe ich immer 
wieder von meinen geschätzten Kollegen Herrn Prof. Dr. Reiner Clement und Herrn 
Dr. E.-Peter Kausemann erhalten. Dafür danke ich ihnen sehr.  
 
Mein Dank gilt auch den Studierenden des Fachbereichs, die in den letzten Jahren 
durch verschiedene Hinweise oder Fragen in den Lehrveranstaltungen der Hoch-
schule Bonn-Rhein-Sieg dazu beigetragen haben, dass fehlerhafte und/oder unklare 
Darstellungen korrigiert und neue Darstellungsformen in das Buch aufgenommen 
werden konnten. Mein ganz besonderer Dank gilt schließlich meiner Frau, die es mit 
großer Toleranz, Geduld und Rücksichtnahme ermöglicht hat, dass ich mich immer 
wieder auf die Spuren des „homo oeconomicus“ und seine Herausforderungen in 
diesem Buch begeben konnte. Auch hat meine Frau dankenswerterweise in vielen 
Stunden das Buch Korrektur gelesen und so manchen redaktionellen Fehler aufge-
deckt. Trotz intensiver Suche nach dem „letzten Fehler“ besteht nicht die Illusion, 
dass die Fehlerquote den Grenzwert „Null“ bereits erreicht hat. Anregungen und 
Kritik nehme ich gerne unter folgender E-Mailadresse entgegen:  
Johannes.Natrop@H-BRS.de.  
 
Bonn, im Januar 2012                                                                         Johannes Natrop 
 

  



 

Vorwort zur 1. Auflage 
Trotz der Vielfalt und Komplexität wirtschaftlicher Fragestellungen wird bei ihrer 
genauen Betrachtung eine sich wiederholende analytische Struktur ersichtlich, deren 
Kenntnis den Zugang zur Mikroökonomie wesentlich erleichtern kann. Ziel dieses 
Buches ist es, diese mikroökonomische Struktur unter Verwendung zahlreicher Bei-
spiele systematisch zu erschließen. Die ökonomischen Probleme lassen sich besser 
verstehen, wenn ihr grundsätzliches Schema herausgearbeitet wird, also gleichsam 
die „ökonomischen Atome freigelegt“ werden. Dies versetzt den ökonomischen Be-
trachter in die Lage, diese „Atome“ in Abhängigkeit von den sich schnell wandeln-
den Rahmenbedingungen wie veränderten Preisen, Präferenzen, Einkommen der 
Haushalte, Produktionsbedingungen der Unternehmen und Marktgegebenheiten si-
tuationsbezogen zu neuen konkreten „Molekülen des Wirtschaftsalltags“ zusam-
menzusetzen. 
 
Die in diesem Buch angewendete methodische Vorgehensweise hat große Vorteile: 
Da die Realisierung des ökonomischen Prinzips im Haushaltsbereich und im Unter-
nehmensbereich nach der gleichen Systematik erfolgt, stimmen Ergebnisse und Vor-
gehen in vielen mikroökonomischen Fragen bis auf die unterschiedlichen Begriffe 
weitgehend überein. Hat der Leser also die Systematik erst einmal verstanden, dann 
sind die Ausführungen im Haushalts- bzw. im Unternehmensbereich erkenntnistheo-
retisch letztlich nur Wiederholungen altbekannter Aussagen im neuen Gewand. So 
ist die Analyse des Arbeitsangebots eines Haushalts in ihrer theoretischen Ausrich-
tung und instrumentalen Umsetzung weitgehend identisch mit der Ableitung der op-
timalen Güternachfrage eines Haushalts. Das Vorgehen bei der Bestimmung der 
kostenminimalen Faktorkombination (Minimalkostenkombination) der Unterneh-
mung entspricht der Ableitung der optimalen Güterkombination (2. Gossensches Ge-
setz) der Privaten Haushalte. Ebenso bestehen im Denkansatz zwischen der Ent-
wicklung der Produktionsmenge bei erhöhtem Faktoreinsatz (Gesetz des „abneh-
menden Ertragszuwachses der Produktion“ in der Unternehmenstheorie) und dem 
abnehmenden Nutzenzuwachs bei vermehrter Güternachfrage (1.Gossensches Ge-
setz in der Haushaltstheorie) enge Parallelen. 
 
Wer sich auf die jeweiligen Ausführungen einlässt und den roten Faden verinner-
licht, wird das Instrumentarium zur Lösung vieler ökonomischer Alltagsfragen zu 
schätzen wissen. Zudem ist das Buch eine wertvolle Hilfe, das systematisch-
abstrakte ökonomische Denkvermögen zu schärfen. Mit speziellem Faktenwissen 
lassen sich vielleicht einfache, immer wiederkehrende ökonomische Standardfragen 
lösen. Maßgeblich für den Erfolg des „Ökonomen der Zukunft“ ist aber die Fähig-
keit, neue Probleme über allgemeingültige Verfahren und Methoden schnell zu er-
schließen und damit den Anforderungen einer sich schnell wandelnden globalen 
Wirtschaft gewachsen zu sein. Gerade hier kann die mikroökonomische Ausbil-
dung wesentlich zur Bildung eines umfassenden  Managementwissens beitragen. 
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Zwar wendet sich das Buch an den praktisch ausgerichteten Leser bzw. Studieren-
den, doch Praxisbezug ohne theoretische Untermauerung ist eine Illusion. Auch ist 
es nicht möglich, jede theoretische Aussage unmittelbar auf ihren Praxisbezug zu 
testen. Zum Teil wird die Praxisrelevanz einzelner Ausführungen erst am Ende der 
Darstellungen durch die Kombination der Einzelelemente deutlich. Das Zusammen-
fügen „atomarer“ ökonomischer Erkenntnisse zu „Molekülen des Alltags“ erlaubt 
zudem nicht immer konkrete quantitative ökonomische Aussagen. Häufig ist aber 
bereits viel gewonnen, wenn qualitative Bewertungen vorgenommen werden kön-
nen. So lässt sich z. B. die Nachfrageentwicklung bestimmter Güter oder Gütergrup-
pen im Wachstumsprozess kaum exakt quantifizieren; dennoch ist die mikroökono-
misch abzuleitende Erkenntnis, dass bestimmte typische Güter oder Gütergruppen 
über- oder nur unterproportional vom Wachstum profitieren, als sehr aufschlussreich 
anzusehen. 
 
Auch wenn das Buch immer wieder durch viele Beispiele theoretische Grundlagen 
praktisch umzusetzen versucht, ist und bleibt es im Kern – wie auch das Metier „mi-
kroökonomische Theorie“ zum Ausdruck bringt – eine primär theoretisch ausge-
richtete Abhandlung. Als Darstellungsmittel stehen in diesem Buch verbale und 
zahlreiche graphische Ausführungen im Vordergrund. Sie wurden in verschiedenen 
Vorlesungen an der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg auf Verständlichkeit hin über-
prüft. Mathematische Ableitungen werden ergänzend als prägnante Ausdrucksweise 
komplexer Sachverhalte soweit angeführt, wie es der Vertiefung und Durchdringung 
eines Themas förderlich erscheint. 
 
Das Buch wird von zahlreichen Vertiefungsfragen und Aufgaben durchzogen, die 
den Zugang zu den behandelten Themen verbessern und intensivieren sollen. Die 
Vertiefungsfragen stellen eine Zusammenfassung bzw. Konzentration der Ausfüh-
rungen dar und lassen sich über die Texte der jeweiligen Kapitel direkt beantworten. 
Die Fragen und Fallbeispiele sowie der immer wieder vorgenommene Praxisbezug 
bei den theoretischen Ausführungen sollen dazu beitragen, das Wissen auf aktuelle 
Situationen zu übertragen und die komplexen Verbindungen der einzelnen Vorle-
sungselemente aufzuzeigen. Sie dienen auch der Überprüfung, inwieweit das formal-
theoretische Rüstzeug verstanden und beherrscht wird, um es auf praktische Alltags-
fragen anzuwenden. Die Antworten zu den Fragen finden sich im Anhang des Bu-
ches. 
 
Ansporn zur Fertigstellung dieses Buches erhielt ich u. a. auch aus der besonderen 
Situation heraus, in der sich das Fach Volkswirtschaftslehre in dem Studiengang Be-
triebswirtschaft befindet. Auch wenn allgemein die Kenntnis mikroökonomischer 
Zusammenhänge als ein zentraler Bestandteil des betriebswirtschaftlichen Manage-
mentwissens angesehen werden kann und zum generellen Grundverständnis be-
triebswirtschaftlicher Optimierungsprozesse beiträgt, muss sich die Mikroökonomie 
im hochschulpolitischen Alltag in den Curricula immer wieder mühsam behaupten. 
Dies zeigt sich auch deutlich bei der aktuellen Neugestaltung der Curricula im Zuge 
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der Umstellung auf die Studienabschlüsse Bachelor und Master. Ich hoffe, dass die-
ses Buch es ein wenig ermöglicht, dem Fach Volkswirtschaftslehre (bzw. hier der 
Mikroökonomie) zu dem gebührenden Stellenwert zu verhelfen, den es aufgrund 
seines besonderen Beitrages für das ökonomische Denken und den betriebswirt-
schaftlichen Alltag verdient hat. Denn „schon viele innerlich hervorragend organi-
sierte und ökonomisch durchrationalisierte Unternehmen wurden durch die Markt-
kräfte zum Ausscheiden gezwungen, weil die Unternehmensleitungen allzu sehr in 
betriebswirtschaftlicher Nabelschau verharrten und die Zeichen der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklungen nicht sahen oder, wenn sie sie sahen, nicht richtig zu 
deuten wussten“1. 
 
Für die umfassende Unterstützung bei der inhaltlichen Erstellung und praktischen 
Umsetzung dieses Buches möchte ich meinem geschätzten Kollegen Herrn Prof. Dr. 
Reiner Clement ausdrücklich danken. Er hat mir wichtige Anregungen und Hilfen 
gegeben. Mein Dank gilt auch den Studierenden des Fachbereichs, die durch zahl-
reiche Hinweise oder Fragen in den Lehrveranstaltungen der Hochschule Bonn-
Rhein-Sieg dazu beigetragen haben, dass fehlerhafte und/oder unklare Darstellungen 
korrigiert werden konnten. Das vorliegende Werk war technisch nur zu bewältigen, 
weil einige fleißige Hände daran mitwirkten: Besonderer Dank gebührt meinem stu-
dentischen Mitarbeiter, Herrn Andreas Göttlicher, der mich mit großem Elan und 
stets hilfsbereit tatkräftig unterstützt hat. Zur Aufdeckung der unvermeidlichen 
sprachlichen Unzulänglichkeiten und Tippfehler, die sich in ein Buch einschleichen, 
habe ich meine Frau Cornelia als „ehrenamtlich Mitwirkende“ gewinnen können. 
Hierfür sowie für die bemerkenswerte Geduld und Rücksichtnahme gilt ihr und 
meinen beiden Kindern mein großer Dank. 
 
 
Bonn, im Januar 2006                                                                         Johannes Natrop 
 

                                                           
1 Behrens, C.-U.; Kirspel, M.: Grundlagen der Volkswirtschaftslehre (im Folgenden zitiert: 

„Volkswirtschaftslehre“), 3. Auflage, München 2003. 
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I Einführung und Aufbau 
Dieses Buch hat das Ziel, die theoretischen Grundlagen ökonomischen Handelns 
systematisch zu erarbeiten und damit das ökonomische Rüstzeug für die vielen 
volks- und betriebswirtschaftlichen Fragen unseres Alltags zu vermitteln:  
 Welchen Einfluss haben Veränderungen ökonomischer Rahmendaten (u. a. Gü-

terpreise, Einkommen etc.) auf das Nachfrageverhalten der Verbraucher?  
 Warum nimmt bei einigen Gütern mit steigenden Preisen die Nachfrage zu und 

nicht ab?  
 Warum reagieren Frau Müller oder Herr Meier auf Preissteigerungen des Gutes 

X (z. B. Kleidung) mit einer sinkenden Nachfrage des Gutes Z (z. B. Reisen)?  
 Warum sind einige Arbeitnehmer bei steigenden Löhnen bereit, mehr zu arbeiten, 

während andere hierauf mit einer höheren Freizeitnachfrage reagieren?  
 Welche typischen Entscheidungen treffen Unternehmen? 
 Wie gestalten Unternehmen den Einsatz von Produktionsfaktoren in Abhängig-

keit von den Güter- und Faktorpreisen, und wie hängen Kostenentwicklungen in 
Unternehmen von den realen Produktionsbedingungen ab? 

 Welche Bedeutung haben Güter- und Faktorpreise im marktwirtschaftlichen Ko-
ordinierungsmechanismus? 

 Wie kommt es, dass auf einigen Märkten die Preisbildung keine Übereinstim-
mung von Güterangebot und Güternachfrage zur Folge hat und sich diese Di-
vergenz im Zeitablauf sogar erhöht? 

 Wie lässt sich der Strukturwandel in einem Sektor über die Bestimmungsgrößen 
der Nachfrage und des Angebots erklären? 

 Welchen Einfluss haben verschiedene Marktformen wie Monopole, Oligopole 
oder Polypole auf die Marktpreisbildung, und wie sind diese Marktformen wett-
bewerbspolitisch zu beurteilen?  

 Wie lassen sich bei den häufig zu beobachtenden oligopolistisch geprägten Ange-
botsstrukturen (z. B. in der Vergangenheit bei Mineralölgesellschaften) Preis-
starrheiten erklären?  

 Warum werden verschiedenen Konsumentengruppen identische Produkte zu 
unterschiedlichen Preisen angeboten? Warum erhalten z. B. Studierende Kino-
karten preisgünstiger als andere Kinobesucher? 

 Warum versagt bei der Bereitstellung öffentlicher Güter der marktwirtschaftliche 
Koordinierungsmechanismus und warum ist dieser auch bei einigen privaten Gü-
tern verzerrt ausgestaltet (Marktversagen)? 

 Welche zentralen Funktionen nimmt der Staat in einer Sozialen Marktwirtschaft 
wahr, und wie beeinflusst er die Marktergebnisse über Gebühren, Steuern, Sub-
ventionen, Zölle, Mindest- und Höchstpreise sowie andere Markteingriffe? 
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Diese Fragen machen deutlich, wie stark unser Alltag durch mikroökonomische 
Fragen unmittelbar geprägt wird. Kenntnisse mikroökonomischer Aspekte sind zu-
gleich eine wichtige Voraussetzung für die Erklärung weiterführender makroöko-
nomischer Fragen, wie z. B. das gesamtwirtschaftliche Konsum- und Investitions-
verhalten von Verbrauchern und Unternehmen, die gesamtwirtschaftlichen Preisent-
wicklungen oder die Veränderungen des Arbeitsangebots oder der Arbeitsnachfrage. 
Die Mikroökonomie ist zudem Grundlage für das Verständnis betriebswirtschaft-
licher Optimierungsprozesse: Zu nennen sind nur beispielhaft die Analyse des Kon-
sumentenverhaltens und der Märkte im Marketing, das Kostencontrolling, die Wir-
kung von Steuern, Subventionen sowie Umweltabgaben auf die Entscheidungen von 
Wirtschaftseinheiten und die Integration marktwirtschaftlicher Koordinierungsin-
strumenten in dezentrale Optimierungsprozesse von Unternehmen (z. B. Zertifikate). 

Inhaltlich stellt das Buch die grundlegenden Zusammenhänge zwischen Haushalts-, 
Unternehmens-, Preis- und Markttheorie für Güter- und Faktormärkte dar und er-
läutert die Bedeutung des Staates für eine funktionierende Soziale Marktwirtschaft. 
Jedem dieser mikroökonomischen Bausteine ist ein eigener Abschnitt gewidmet, 
wobei die theoretischen Aspekte verbal und formal in ihrer Struktur eingehend be-
leuchtet und anhand konkreter Beispiele erläutert werden (vgl. auch Übersicht I-1). 
Zu Anfang werden im Kapitel II die wichtigsten mikroökonomischen Begriffe 
und Methoden vorgestellt. Ausgehend vom Begriff des „Wirtschaftens“ und der 
Beschreibung der grundlegenden Zielsetzungen und Verhaltensweisen der beteilig-
ten Wirtschaftsakteure („homo oeconomicus“) vermittelt das Buch einen ersten 
Überblick über die Ziele, die Bedingungen und die Funktionsweise der Sozialen 
Marktwirtschaft sowie ihre Abgrenzung von der Zentralverwaltungswirtschaft. Das 
Grundgerüst begrifflicher Erstausstattung wird schließlich durch die Erörterung eini-
ger wissenschaftstheoretischer Begriffe und Wissenschaftsmethoden sowie die Ab-
grenzung der Mikro- von der Makroökonomie vervollständigt. Neu aufgenommen in 
das Buch wurde ein kurzes Kapitel I.5 zur Spieltheorie, das die Bedeutung strategi-
scher Entscheidungen für ökonomische Fragen überblickartig aufzeigt.  

Gegenstand des Kapitels III.1 ist die Beschreibung der Zielsetzungen, Entscheidun-
gen und Rahmenbedingungen Privater Haushalte. Ausgehend von ihren Bedürfnis-
sen fragen Haushalte als Konsumenten Güter in Abhängigkeit von Einkommen und 
Preisen nach und bieten Arbeit an. Zudem stellen sie über ihre Ersparnisbildung an-
deren Marktteilnehmern Kapital zur Verfügung (in Form von finanziellen Mitteln 
oder durch Verzicht auf reale Güter). Gegenstand der Haushaltstheorie ist dabei vor 
allem die Frage, wie die Optimalitätsbedingungen für die verschiedenen Haushalts-
entscheidungen aussehen und wie sich das optimale Haushaltsverhalten über Funk-
tionen und Kenngrößen beschreiben lässt. 

Das Kapitel III.2 stellt Ziele, produktionstheoretische Rahmenbedingungen und 
Entscheidungen der Unternehmen dar: In Abhängigkeit von Kosten- und/oder Ge-
winnaspekten sowie unter Einbeziehung anderer Ziele bestimmen Unternehmen die 
optimale Produktionsmenge der Güter (Güterangebot) und die optimale Arbeits- 
bzw. Kapitalnachfrage (Investition). Weitere wichtige Elemente dieses Kapitels be-
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treffen produktions- und kostentheoretische Begriffe, die Spiegelbildlichkeit (Duali-
tät) von Produktions- und Kostensituationen, die theoretische und empirische Dar-
stellung der Lohnstückkosten als zentrales Element der nationalen und internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und die Quantifizierung der Ergebnisse 
des Güterangebots und  der Güternachfrage in Angebots- und Nachfragefunktionen. 

 
 

 
 
Die Koordination der Nachfrage- und Angebotsentscheidungen von Haushalten und 
Unternehmen erfolgt auf Märkten und wird im Kapitel IV erörtert. Die Koordinie-
rung der marktwirtschaftlichen Anpassungssysteme erfolgt über Marktpreise für Gü-
ter, Faktoren und Rohstoffe und setzt einen funktionierenden Wettbewerb voraus. 
Einfluss auf die Marktergebnisse nehmen u. a. verschiedenartige Preisanpassungs-
systeme und unterschiedliche Marktformen. Auch staatliche Instrumente wie Sub-
ventionen, Steuern, Zölle oder Mindest- und Höchstpreise können das Marktergeb-
nis in größerem Umfang beeinflussen. Während die Preisanpassungssysteme maß-
geblich durch die Preiselastizitäten auf der Angebots- und Nachfrageseite und durch 
die Art der gehandelten Güter geprägt werden, hängt die Marktform vor allem von 
der Zahl der Marktteilnehmer und der qualitativen Vollkommenheit des Marktes ab 
(Transparenz, Präferenzen, Reaktionsgeschwindigkeit etc.). Die Marktform des ho-
mogenen Polypols ist als extreme Marktform durch viele Marktteilnehmer, einen 
vollkommenen Markt und einen für den einzelnen Anbieter fest vorgegebenen An-
gebotspreis gekennzeichnet. Sie lässt sich als idealtypisches Referenzmuster auffas-
sen, dessen Modifikation praxisnähere Marktformen – wie die monopolistische 
Konkurrenz, Oligopole auf unvollkommenen Märkten oder Monopole – hervor-
bringt. In diesem Zusammenhang interessiert auch das Verhalten von sogenannten 

Soziale Marktwirtschaft,
Marktversagen
(Kap. II, IV, V)

Wettbewerbs-
politik  

(Kap. IV)

Eingriffe in die Preisbildung 
(Subventionen, Steuern, Mindest-
u. Höchstpreise, externe Effekte) 

(Kap. IV, Kap. V)

Staatliche Bereitstellung
von öffentlichen Gütern 

(Kap. V.2)

Märkte
(Kap. II, IV)

Staat 
(Kap. V)

Unternehmen 
(Kap. III.2) 

Preise

Angebot, Nachfrage
privater Güter

Markt-
ergebnisse

Existenz, Stabilität 
von Marktgleichgewichten 

(Kap. IV)

Verhaltensweisen 
(Kap. IV)

- Monopole
- Oligopole
- Polypole

Private 
Haushalte
(Kap. III.1)

Korrektur der 
Einkommens-

verteilung (Kap. V.1)

Übersicht I-1: Struktur der Mikroökonomie 
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natürlichen Monopolen, die vor allem in der Kommunikations-, Versorgungs- oder 
Entsorgungsindustrie aufgrund hoher leitungsgebundener Fixkosten besondere 
Marktmacht aufweisen und den Wettbewerb einschränken oder verhindern. Wie las-
sen sich unter diesen speziellen Rahmenbedingungen marktwirtschaftliche, wohl-
fahrtssteigernde Lösungen entwickeln? Schließlich werden verschiedene Verhal-
tensstrategien in oligopolistisch geprägten Marktstrukturen vorgestellt und die Un-
ternehmenskonzentration für Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes in Deut-
schland anhand von Konzentrationsmaßen empirisch untersucht.  

Das letzte Kapitel V des Buches zeigt auf, dass Märkte nicht zwangsläufig zu Er-
gebnissen führen, die den jeweiligen gesellschaftlich-normativen Vorstellungen ent-
sprechen. Auf den Märkten kann es aus verschiedenen Gründen zu nicht-optimalen 
Güter- und Faktorentscheidungen kommen: So kann der Wettbewerb der Marktteil-
nehmer unzureichend ausgebildet sein, bei der Produktion oder dem Konsum von 
Gütern können sogenannte externe Effekte auftreten (z. B. Umweltverschmutzung) 
und der kostenlose Zugang zu „freien oder gesellschaftlichen Gütern“ (z. B. Fische 
im Meer) kann eine exzessive Nutzung zur Folge haben. Auch können asymmetri-
sche Informationen die Marktergebnisse verzerren (z. B. auf Gebrauchtwagenmärk-
ten oder aktuell auf Geldmärkten, etc.). Bei öffentlichen Gütern (z. B. Landesvertei-
digung) lässt ein Trittbrettfahrerverhalten keine private Zahlungsbereitschaft entste-
hen und verhindert somit eine marktwirtschaftlich organisierte Bereitstellung dieser 
Güter. Diese ineffizienten Marktergebnisse werden auch als „Marktmängel“ oder 
gar als „Marktversagen“ bezeichnet. Durch staatliche Eingriffe in die Güter- und 
Faktorallokation sollen diese Mängel möglichst verhindert werden.  

Staatliche Eingriffe zur Beseitigung von Marktmängeln oder zu Bereitstellung öf-
fentlicher Güter werden mit dem Begriff „allokative Staatstätigkeit“ (Allokations-
politik) umschrieben. Darüber hinaus greift der Staat aber auch aus verteilungspoli-
tischen Gründen in die Marktgeschehnisse ein (z. B. über eine progressive Ein-
kommensteuer), um die Verteilungswirkungen des marktwirtschaftlichen Systems 
zugunsten einer als „gerecht“ oder „gerechter“ empfundenen Verteilung zu kor-
rigieren (distributive Staatstätigkeit). Marktwirtschaften sind nicht zwangsläufig 
stabil, und der Preismechanismus ist nicht immer ausreichend oder schnell genug in 
der Lage, bestehende Instabilitäten der wirtschaftlichen Entwicklung und damit 
verbundene Probleme (z. B. Arbeitslosigkeit, Inflation, wirtschaftliche Stagnation) 
zu beseitigen. Es stellt sich daher die Frage, ob und wie der Staat zur Stabilisierung 
der wirtschaftlichen Entwicklung beitragen kann. Soweit die Stabilisierung durch 
verbesserte marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen erreicht werden kann, ließe 
sich diese Politikaufgabe der Allokationspolitik zuordnen. Eng verbunden hiermit 
verbleibt jener Teil der Stabilisierungspolitik, der insbesondere auf eine Stabilisie-
rung der Nachfrage abzielt. Dieser ist zwar umstritten, wird aber zusammen mit der 
allokativ ausgerichteten Stabilisierungspolitik im Rahmen der makroökonomischen 
Theorie behandelt. Hier legt die mikroökonomische Gedankenwelt wichtige Grund-
lagen für das Verständnis makroökonomischer Zusammenhänge. 



 

 

II  Gegenstand der mikroökonomischen Theorie 

1  Aspekte des Wirtschaftens 

Das grundlegende ökonomische Problem aller Gesellschaften resultiert aus der 
Diskrepanz zwischen den Bedürfnissen der Menschen und den zur Befriedigung die-
ser Bedürfnisse nur begrenzt zur Verfügung stehenden Mitteln, d. h. der Knappheit 
von Gütern bzw. Ressourcen. In den Wirtschaftswissenschaften wird grundsätzlich 
davon ausgegangen, dass die Bedürfnisse der Menschen unbegrenzt sind, wobei die 
Bedürfnisse auf verschiedenen Bedürfnisebenen2 auftreten können. Während die un-
tere Ebene die physiologischen oder materiellen Bedürfnisse anspricht, betreffen die 
weiteren Ebenen die abstrakten oder immateriellen Bedürfnisse wie Sicherheit, Zu-
gehörigkeit, Anerkennung etc. Ökonomisch relevant werden diese Bedürfnisse aber 
nur, wenn sie sich in einer konkreten Nachfrage nach Gütern (materielle oder im-
materielle) niederschlagen (= Bedarf, vgl. Übersicht II-1). Soweit Bedürfnisse auf-
grund fehlender Kaufkraft – d. h. unzureichendem Einkommen – nicht realisiert wer-
den können, sind sie in der Regel auch nicht Gegenstand der ökonomischen Ana-
lyse. Handelt es sich bei dem Bedarf um eine durch den Staat geäußerte Nachfrage, 
wird von Kollektivbedarf gesprochen. Demgegenüber stellt die von Privaten Haus-
halten geäußerte Nachfrage einen Individualbedarf dar. Gleichwohl kann diese Un-
terscheidung letztlich nur die Art der Organisation und Bereitstellung beschreiben, 
da auch der Kollektivbedarf Individuen zugute kommt. Wird durch eine konkrete 
Nachfrage der Bedarf realisiert, so entsteht hieraus ein individueller, subjektiv emp-
fundener Güternutzen bei den Nachfragern (Konsumenten). Die Quantifizierung die-
ses Nutzens und seine Vergleichbarkeit bei verschiedenen Konsumenten werfen al-
lerdings Probleme auf, wie im weiteren Verlauf noch näher ausgeführt wird.  
 
Güter müssen durch den Einsatz der Produktionsfaktoren wie Arbeit, Sachkapital 
und Boden (Ressourcen) von produzierenden Einheiten, den Unternehmen (Produ-
zenten), erstellt werden. Die Begrenztheit der Produktionsfaktoren bzw. der Güter-
mengen und die grundsätzliche Unbegrenztheit der Bedürfnisse macht es erforder-
lich, bei der Bereitstellung und dem Verbrauch (Konsum) der Güter zu wirtschaften. 
Hierbei kommt das ökonomische Prinzip zur Anwendung. Es besagt, dass  

 entweder ein bestimmter Output bzw. ein bestimmtes Ziel (z. B. Nutzen eines 
Konsumenten, erzeugte Gütermengen eines Produzenten) mit minimalem Mit-
teleinsatz (z. B. Ausgaben eines Konsumenten bzw. Produktionskosten eines 
Unternehmens) zu realisieren ist (Minimal- oder auch Minimierungsprinzip)   

                                                           
2 Zur Beschreibung der Bedürfnispyramide des amerikanischen Psychologen Abraham 

Maslow vgl. z. B. Brösse, U.: Einführung in die Volkswirtschaftslehre, Mikroökonomie, 3. 
Auflage, München 1999, S. 25  sowie die dort angeführte Literatur.  .ff



 

 oder mit gegebenem Mitteleinsatz (Ausgaben bzw. Produktionskosten) ein 
möglichst hoher Zielerreichungsgrad (Nutzen bzw. produzierte Gütermengen) 
anzustreben ist (Maximalprinzip).3 

 

 

Die Realisierung des ökonomischen Prinzips setzt voraus, dass jedes Wirtschafts-
subjekt ein Eigeninteresse verfolgt und sich dabei als rational handelnder Mensch, 
d. h. als „homo oeconomicus“ verhält. Die Individuen entscheiden sich unter Ab-
wägung der ihnen frei verfügbaren ökonomischen Handlungsalternativen (Exis-
tenz von Konsumenten- und Produzentensouveränität) bei vorgegebenen Prä-
ferenzen für diejenige Güter- oder Faktorkombination, die dem ökonomischen Prin-
zip am besten Rechnung trägt. Dass Entscheidungsträger sich in jeder Situation als 
„homo oeconomicus“ verhalten, dürfte in der Realität aufgrund der Komplexität der 
Datensituation kaum realisierbar sein. Vielmehr wird unterstellt, dass sich die Wirt-
schaftsteilnehmer längerfristig und im Durchschnitt ihrer Entscheidungen am Leit-
bild des „homo oeconomicus“ ausrichten.4 Irrationale Entscheidungen zeigen sich 
u. a. in Impulskäufen, unüberlegten emotionalen Entscheidungen oder unsicheren 
Entscheidungen. Insbesondere die Finanz- und Wirtschaftskrisen der letzten Jahre 
machen deutlich, dass überzogene Erwartungen, unzureichende Informationen und 
kurzfristiges Denken den ökonomischen Alltag prägen, nicht aber rationale Ent-
scheidungen.5 Um dem Problem der „begrenzten Rationalität“ bei zieloptimieren-

                                                           
3 Unsinnig ist eine Formulierung des ökonomischen Prinzips dergestalt, beide Varianten 

der Minimal- und Maximalstrategie gleichzeitig verfolgen zu wollen.  
4    Zu einer pragmatischen Einschätzung der Bedeutung der Annahme des „homo oeconomi-

cus“ in den Wirtschaftswissenschaften vgl. auch Endres, Alfred: Moderne Mikroökono-
mik – erklärt in einer einzigen Nacht, München, Wien, 2000, S. 9 ff. 

5 Eine übersichtliche Auseinandersetzung mit der Annahme des „homo oeconomicus“ im 
Zusammenhang mit Finanzentscheidungen findet sich in einer Studie der Deutschen 
Bank Research. Vgl. hierzu: Schneider, S.: Homo Oeconomicus oder doch eher Homer 
Simpson, Hrsg.: Deutsche Bank Research, 2010 (Im Folgenden zitiert als: DB-Research, 

Bedürfnisse

Materielle Bedürfnisse Immaterielle Bedürfnisse

Bedarf / Nachfrage

Güternutzen

Übersicht II-1: Bedürfnisse, Bedarf und Nutzen 
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dem Verhalten zu entsprechen, wurde bereits früh in den 55er Jahren des letzten 
Jahrhunderts vom US-amerikanischen Wirtschaftsforscher Herbert Alexander Si-
mon6 der Ansatz des „bounded rationality“, d. h. der „begrenzten oder beschränkten 
Rationalität“ entwickelt. Dieser Ansatz unterstellt, dass Wirtschaftseinheiten auf-
grund der bestehenden Unsicherheit und der unzureichenden Informationen letztlich 
nur eingegrenzt optimale Entscheidungen treffen können.  
 
In den letzten 20 Jahren wurden immer wieder verschiedene Nobelpreise für Wirt-
schaft an Ökonomen vergeben, die sich darum verdient gemacht haben, ökonomi-
sches Handeln bei unzureichender Rationalität zu beleuchten. Zu nennen sind hier 
vor allem die Vertreter der Spieltheorie, der Verhaltensökonomik („behavioral 
economics“) und der Institutionenökonomik. Sie haben neuere mikroökonomische 
Ansätze hervorgebracht, die die klassische Mikroökonomie ergänzen oder an ihre 
Stelle treten. 
 
Die Vertreter der Spieltheorie7 versuchen, strategische Interaktionen von Marktteil-
nehmern systematisch auszuwerten und aufzuzeigen, welche Ergebnisse sich in typi-
schen Situationen eines abgestimmten oder nicht abgestimmten Verhaltens von Ak-
teuren bei sicherer oder unsicherer Information einstellen können. So sind 1994 der 
US-amerikanische Ökonom John Nash, der ungarisch-amerikanische Ökonom John 
Harsanyi und der deutsche Ökonom Reinhard Selten für ihre wegweisenden Er-
kenntnisse auf dem Gebiet der Spieltheorie mit dem Nobelpreis für Wirtschaft ge-
ehrt worden.8  
 
Die Vertreter der Verhaltensökonomik zeigen in psychologisch fundierten ökono-
mischen Ansätzen und Experimenten auf, dass Entscheidungen über ökonomische 
Handlungsalternativen häufig aufgrund einfacher Heuristiken (Daumenregeln auf 
Basis subjektiver Erfahrungen und bewährter Verhaltensweisen) zustande kommen9 
oder das Ergebnis von unvernünftigem Massenverhalten sind (z. B. Kaufentschei-
dungen an der Börse). So konnte in Experimenten aufgezeigt werden, dass Käufer 

                                                                                                                                                      
Homo oeconomicus). Zur Thematik vgl. auch: Kaiser, T.: Homo oeconomicus – oder 
Homer Simpson?, in: Welt am Sonntag, Nr. 42, 16.10.2011, S. 36-37. 

6  Simon, H.-A.: Theories of decision making in economics and behavioral science, in: 
American Economic Review, Bd. 49, 6/1959, Nr. 3, S. 253 - 283. 

7   Zur Spieltheorie vgl. die Ausführungen in Kapitel II.5. 
8 John Charles Harsanyi und Reinhard Selten (als der bisher einzige deutsche Wirtschafts-

nobelpreisträger) haben dabei u. a. Situationen einer unvollständigen Informationslage 
oder einer unzureichenden Informationsverarbeitung dargestellt. Selten unterstellt dabei 
sein „Konzept der begrenzten Rationalität“. Vgl. hierzu u. a.: Hanke, T.: Spielend zum 
Nobelpreis, in: Handelsblatt vom 27.8.2004; vgl. auch: Müller, A.: Vom Außenseiter 
zum Nobelpreisträger, in: Handelsblatt vom 4.10.2010; vgl. auch Kapitel II.5. 

9  Im Jahre 2002 sind der Wirtschaftspsychologe Daniel Kahnemann und der Ökonom Ver-
non L. Smith mit dem Nobelpreis für Wirtschaft für ihre Forschungen auf dem Gebiet der 
Verhaltensökonomik geehrt worden.   



 

von Produkten bei ihren Kaufentscheidungen häufig nur eine begrenzte Anzahl von 
Angeboten prüfen. Dies kann von Marketingstrategen dazu genutzt werden, durch 
eine gezielte Auswahl von präsentierten Produkten die Vorteile des eigenen Pro-
dukts in den Vordergrund zu rücken und damit die Konkurrenz besserer, aber nicht 
näher präsentierter Alternativen auszuschalten. Auch wenn sich vorübergehend die 
Entscheidungen auf Basis begrenzter Informationen als fehlerhaft und damit subop-
timal erweisen sollten, können die betroffenen Wirtschaftssubjekte dennoch daraus 
lernen und zukünftig bessere Entscheidungen treffen.   
 
Mit fehlenden oder unzureichenden Informationen lässt sich Marktversagen, d. h. 
das Zusammenbrechen eines Marktes begründen. So hat George Akerlof mit seiner 
berühmt gewordenen „Zitronentheorie“ (lemon-effect) aufgezeigt, dass asymmetri-
sche Informationsdefizite zu systematischen Fehlentscheidungen führen können.10  
 
Im Rahmen der Institutionenökonomik werden unter Institutionen strukturierte 
Regelungen und institutionalisierte Abstimmungsmechanismen verstanden, die bei 
gemeinschaftlichem Wirtschaften zu beachten sind. So haben sich Ronald Coase 
(Wirtschaftsnobelpreisträger 1991) und Oliver Williamson (Wirtschaftsnobelpreis-
träger 2009) bereits früh mit Fragen der Institutionenökonomik befasst.11 In ihrem 
„Transaktionskostenansatz“ zeigten sie auf, dass Unternehmen aufgrund der Infor-
mations- und Transaktionskosten ihre wirtschaftlichen Fragestellungen intern regeln 
und nicht an andere Industrie- oder Dienstleistungsunternehmen delegieren.  
 
Weitere Ursachen für eine im ersten Moment als „irrational“ angesehene Entschei-
dung können Gerechtigkeitsvorstellungen, Erwartungen oder andere immaterielle 
Aspekte sein. Dies soll im Folgenden an einem kurzen Fallbeispiel näher erläutert 
werden.  
 
Fallbeispiel Gerechtigkeit: 
Vermeintliche ökonomisch irrationale Entscheidungen aufgrund von Erwartungen oder Ge-
rechtigkeitsdefiziten lassen sich anhand des folgenden einfachen Beispiels aufzeigen: Ein 
wohlwollender Mensch beabsichtigt, an zwei Gruppen von Personen eine bestimmte Anzahl 
von Ein-Euromünzen auf folgende Weise zu verschenken: Er überträgt der ersten Gruppe die 
Münzen und teilt dieser Gruppe mit, dass sie diejenigen Münzen behalten kann, die sie nicht 
an die zweite Gruppe weiterreicht, sofern die zweite Gruppe ihrerseits den Teilungsvor-
schlag akzeptiert. Grundsätzlich müsste die zweite Gruppe mit jeder Schenkung einverstan-
den sein, selbst dann, wenn sie geringfügig ausfällt. Denn mit jeder kleinsten Schenkung 
würde sich die Situation der zweiten Gruppe verbessern. Allerdings könnte die zweite Grup-
pe eine bestimmte Erwartungshaltung über die Höhe der Schenkung haben und die tatsächli-

                                                           
10  Vgl. hierzu Kapitel V.4, Marktversagen bei asymmetrischen Informationen. George    

Akerlof hat im Jahr 2001 zusammen mit Joseph Stiglitz und Michel Spence den Nobel-
preis für Wirtschaft erhalten. 

11  Beide Nobelpreisträger gelten daher als Mitbegründer der Institutionenökonomik.  
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che Schenkung an diesem Erwartungswert messen. Liegt der tatsächliche Wert der Schen-
kung unterhalb des erwarteten Wertes, so würde die zweite Gruppe die Schenkung ablehnen, 
da sie diese als ungerecht empfinden wird. Aus Sicht eines externen Beobachters, der nur die 
tatsächliche Schenkung sieht, wirkt dieses Verhalten unökonomisch, nicht aber auf der Ebe-
ne der Erwartungen. Hier zeigt sich, dass Erwartungswerte oder Gerechtigkeitsvorstel-
lungen und nicht nur tatsächlich beobachtbare materielle Aspekte in das Entscheidungskal-
kül zu integrieren sind. Letztlich ist entscheidend, wie umfassend der Begriff „ökonomische 
Rationalität“ verstanden wird. Je mehr Erwartungen oder immaterielle Aspekte wie „Ge-
rechtigkeit“, „emotionale Betroffenheit“ in der Entscheidungsfindung berücksichtigt wer-
den, umso mehr dürfte das Verhalten als rational empfunden werden.  
 
Auch wenn derartige irrationale Verhaltensweisen eine wichtige Rolle im ökonomi-
schen Alltag spielen, sei im Folgenden überwiegend von der Annahme des „homo-
oeconomicus“ ausgegangen. Damit wird unterstellt, dass zwar nicht jede einzelne 
Entscheidung, dafür aber der Durchschnitt der Entscheidungen vieler Wirtschafts-
einheiten tendenziell dem ökonomischen Prinzip entsprechen. Unter Einbeziehung 
der Marginalanalyse erlaubt es diese Hypothese, auf einfache Weise optimale Hand-
lungsentscheidungen von Wirtschaftseinheiten zu analysieren. Inzwischen wurden 
mit Christopher Sims und insbesondere Thomas Sargent zwei Persönlichkeiten mit 
dem Nobelpreis für Wirtschaft 2011 geehrt, die in den 70er Jahren des letzten Jahr-
hunderts den „homo oeconomicus“ ganz in den Mittelpunkt ihrer Betrachtungen ge-
stellt haben. Sargent gilt als Mitbegründer der neuen klassischen Makroökonomie 
und als ein Verfechter der Theorie der „rationalen Erwartungen“. Diese Theorie geht 
davon aus, dass Wirtschaftsteilnehmer rational die Folgen geld- und wirtschaftspoli-
tischer Maßnahmen analysieren und entsprechend reagieren (z. B. mit einer höheren 
Sparquote, wenn sie aufgrund eines Konjunkturprogramms höhere Steuerbelastun-
gen in der Zukunft befürchten). Sims und Sargent konnten aufgrund ihrer statisti-
schen Untersuchungen nachweisen, dass geld- und fiskalpolitische Maßnahmen ins-
besondere dann Wirkung zeigten, wenn die politischen Maßnahmen überraschend 
eingeleitet und von den Wirtschaftsteilnehmern nicht erwartet wurden. U. a. haben 
sie in ihren Studien zeigen können, dass geldpolitische Maßnahmen nachhaltige 
Veränderungen des Wirtschaftswachstums in den USA zur Folge hatten und nicht 
umgekehrt die Geldpolitik lediglich als Reflex auf die wirtschaftliche Entwicklung 
zu sehen war.  
 
Auf der Basis der bisherigen Ausführungen wird deutlich, dass Wirtschaften wie 
folgt definiert werden kann: Wirtschaften stellt eine 
 planvolle menschliche Tätigkeit dar, mit dem Ziel, 
 den Grad der Bedürfnisbefriedigung zu maximieren 
 und mit knappen Gütern / Ressourcen effizient umzugehen. 

 



 

Damit muss jede soziale Wirtschaftsordnung folgende Aufgaben lösen12:  

 Was (welches Gut X) soll in welchen Gütermengen produziert werden? 

 Wie, d. h. mit welcher Technologie und unter Einsatz welcher Inputs (Produkti-
onsfaktoren) soll produziert werden? 

 Für wen (Individuum A oder Individuum B etc.) soll produziert werden? 
 
Im folgenden Kapitel soll aufgezeigt werden, wie diese zentralen Fragen des Wirt-
schaftens in den typischen Wirtschaftsordnungen der Sozialen Marktwirtschaft und 
der Zentralverwaltungswirtschaft organisiert werden.  

 

                                                           
12 Es handelt sich dabei um die gleichen Grundfragen des Wirtschaftens, denen sich auch 

Robinson Crusoe, der Schiffbrüchige in dem berühmten, gleichnamigen Abenteuerroman 
von Daniel Defoe alltäglich in der sogenannten „Robinson-Wirtschaft“ bzw. in der „Ro-
binson-Freitag-Wirtschaft“ stellen muss. Nachdem der auf einer einsamen Insel gestran-
dete Robinson Crusoe zunächst für sich alleine wirtschaften muss, tritt er nach dem Zu-
sammentreffen mit „Freitag“ in ein arbeitsteiliges Wirtschaften ein und muss dabei so-
wohl Aspekte des Konsums als auch der Produktion beachten.   
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2 Das Prinzip der Sozialen Marktwirtschaft 
(Überblick) 

2.1  Rahmenbedingungen der Sozialen Marktwirtschaft 

Eine soziale Gemeinschaft kann die oben angeführten wirtschaftlichen Handlungser-
fordernisse nicht ständig neu regeln, sondern die ökonomischen Abstimmungspro-
zesse müssen grundsätzlich durch eine Wirtschaftsordnung, d. h. durch ein System 
von prinzipiellen Regelungen definiert werden. In Anlehnung an Walter Eucken 
(1891 – 1950), der in den 30er Jahren die sogenannte Freiburger Schule bildete und 
als Gründer der Sozialen Marktwirtschaft gilt, lassen sich sogenannte „idealtypi-
sche“ bzw. „realtypische“ Wirtschaftsordnungen unterscheiden. Durch Hervorhe-
bung aller wichtigen grundsätzlichen Eigenschaften und Verzicht auf spezielle De-
tails leitet sich der Idealtypus einer Wirtschaftsordnung ab. Idealtypische Wirt-
schaftsordnungen werden auch als Wirtschaftssysteme13 bezeichnet. Die realtypi-
sche Wirtschaftsordnung ist dann die konkrete Ausprägung einer idealtypi-
schen Wirtschaftsordnung und kann vom Idealtypus mehr oder weniger ab-
weichen. Grundsätzlich lassen sich zwei idealtypische Wirtschaftsordnungen, d. h. 
Wirtschafssysteme unterscheiden, nämlich die Marktwirtschaft (bzw. die Soziale 
Marktwirtschaft) und die Zentralverwaltungswirtschaft. Diese beiden Wirt-
schaftssysteme sollen im Folgenden kurz überblickartig vorgestellt werden:14 
 
Bei der Marktwirtschaft treffen die vielen Marktteilnehmer (Private Haushalte, Un-
ternehmen, Staat, etc.), die auch als Wirtschaftseinheiten (Wirtschaftssubjekte) be-
zeichnet werden, ihre Entscheidungen dezentral auf Märkten. Die Koordinierung ih-
rer Entscheidungen erfolgt über Preise, soweit diese nicht über bürokratische Zuwei-
sungen bzw. Eingriffe staatlich reglementiert sind (z. B. Subventionen, staatlich ver-
ordnete Höchst- und Mindestpreise oder sonstige, staatlich festgelegte Preise). Der 
„Markt“ ist allgemein definiert als ein (abstrakter oder real existierender) Ort, an 
dem Angebot und Nachfrage der Marktteilnehmer nach einem bestimmten Gut bzw. 
einem bestimmten Produktionsfaktor zusammentreffen. 
 
Als Private Haushalte werden jene Wirtschaftseinheiten bezeichnet, die zielorien-
tiert (i. d. R. nutzenmaximierend) folgende Entscheidungen treffen:  

                                                           
13 Zu den Begriffen „Wirtschaftsordnung“ und „Wirtschaftssystem“ vgl. auch Grossekettler, 

H.; Hadamitzky, A.; Lorenz, C.: Volkswirtschaftslehre, Konstanz 2005, S. 102 ff.  
14 Zu einer Vertiefung der begrifflichen Abgrenzung vgl. auch Behrens, C.-U.; Kirspel, M.: 

Grundlagen der Volkswirtschaftslehre, a. a. O., S. 132 ff.  
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 Aufteilung ihres tägliches Zeitbudget in ein Arbeitsangebot oder eine Freizeit-
nachfrage, um mit dem daraus entstehenden Arbeitseinkommen oder mit ihrem 
Kapitaleinkommen oder durch Abbau ihrer Ersparnisse oder auf Kredit 

 knappe Güter unter Wahrung der Konsumentensouveränität nachzufragen und 
eine nutzenmaximierende Konsumstruktur der Güter zu realisieren oder 

 in der laufenden Periode zu sparen, um sich zukünftig weitere Konsummöglich-
keiten zu erschließen. 
 

Den Privaten Haushalten stehen die Produzenten der Güter gegenüber, die als selb-
ständige Unternehmen zielorientiert (z. B. gewinnmaximierend)  
 Güter produzieren, die von den anderen Marktteilnehmern (Private Haushalte, 

andere Unternehmen, Staat, Wirtschaftsteilnehmer aus dem Ausland) nachge-
fragt werden und 

 zur Produktion dieser Güter Produktionsfaktoren (z. B. Boden, Arbeit, Kapi-
tal) etc. einsetzen (Nachfrage nach Arbeitskräfte und Sachkapital = Investiti-
onsgüter). 

 
Die Angebots- und Nachfrageentscheidungen der Haushalte und Unternehmen 
treffen auf Güter- und Faktormärkten zusammen und werden über Marktpreise koor-
diniert (z. B. Preisbildung für Waren- und  Dienstleistungen sowie für Produktions-
faktoren wie Arbeit, Boden, Kapital und Energie). Der marktwirtschaftliche Koor-
dinierungsprozess über Preise lässt sich für den Faktor- oder Gütermarkt wie folgt 
beschreiben (vereinfachend werden im Folgenden nur Private Haushalte und Unter-
nehmen betrachtet): Die Unternehmen versuchen vor dem Hintergrund einer zu-
nächst vorgegebenen Produktionstechnologie, vorgegebener Faktorpreise und beste-
hender Nachfragewünsche der Verbraucher die Entscheidungen über das „Was“ und 
„Wie“ der Produktion so zu treffen, dass ihre Unternehmensziele (z. B. Gewinne) 
möglichst gut erreicht werden. Idealtypisch werden Unternehmen daher genau die 
Güter anbieten, die den höchsten Gewinn (hier als Ziel unterstellt) versprechen. Dies 
sind die Güter, die ─ gemessen an den zusätzlichen Kosten ─ den höchsten Preis er-
zielen. Dies sind aber gleichzeitig diejenigen Güter, die bei den Privaten Haushalten 
eine hohe Zahlungsbereitschaft als Indikator des entstandenen Nutzens zum Aus-
druck bringen.  
 
Die Zahlungsbereitschaft der Haushalte und der Nutzen, der von den Gütern aus-
geht, werden auch durch die Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Haus-
halte geprägt. Liegt in einer Volkswirtschaft eine sehr ungleiche personelle Vermö-
gens- und/oder Einkommensverteilung vor (zur Vermögens- und Einkommensver-
teilung in Deutschland vgl. das Kapitel V „Marktversagen und die Rolle des Staa-
tes“), so können einige wenige einkommens- oder vermögensstarke Nachfrager hohe 
Güterpreise finanzieren und damit die Güterstruktur maßgeblich in ihrem Sinne prä-
gen. Das Prinzip der Sozialen Marktwirtschaft geht überwiegend von der Vorstel-
lung aus, dass über die Maximierung des individuellen Nutzens auch der Nutzen al-

12 II Gegenstand der mikroökonomischen Theorie



2  Das Prinzip der Sozialen Marktwirtschaft                                                                           13 

 

ler Individuen zunimmt. Allerdings kann ein marktwirtschaftliches System lediglich 
eine effiziente Allokation von Ressourcen bei der jeweils vorherrschenden Einkom-
mens- und Vermögensverteilung sicherstellen. Ob jemand in den Genuss der knap-
pen Ressourcen einer Volkswirtschaft gelangt, hängt neben der durch den Marktpro-
zess beeinflussten Einkommensverteilung entscheidend von der anfänglichen Ver-
mögensausstattung der Wirtschaftsteilnehmer ab. Aufgabe des Staates ist es u. a., 
über Umverteilungsmaßnahmen die von der Gesellschaft als akzeptabel angesehene 
Einkommens- bzw. Vermögensverteilung der Bevölkerung sicherzustellen (Distri-
butionsaufgabe des Staates). 
 
Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass die Entscheidungen der Privaten 
Haushalte und der Unternehmen über den Lenkungsmechanismus der Marktpreise 
im Sinne des ökonomischen Prinzips koordiniert werden. In diesem Zusammenhang 
ist zu beachten, dass in einer Marktwirtschaft nicht nur das optimale Güterangebot 
zu bestimmen ist („Was“-Frage), sondern darüber hinaus auch zu klären ist, wie ein 
bestimmtes Gut produziert wird, d. h. welche Produktionsfaktoren zum Einsatz 
kommen („Wie“-Frage). Ausgehend von den bestehenden Faktorpreisen und den 
Faktorproduktivitäten, d. h. dem Verhältnis von produzierter Gütermenge und Fak-
toreinsatz, werden die Unternehmen die Produktion so gestalten, dass jede beliebig 
angestrebte Produktionsmenge mit den geringsten Kosten erzeugt wird. Dies be-
deutet, dass für die Güterproduktion die Produktivitäten und die Preise der einge-
setzten Faktoren aufeinander abzustimmen sind. Grundsätzlich werden diejenigen 
Faktoren eingesetzt, die gemessen an den Produktivitäten der Faktoren am 
preiswertesten sind. Ist z. B. der eingesetzte Faktor „Produktionskapital“15 je Stunde 
doppelt so teuer wie der Faktor Arbeit, so wird Produktionskapital nur dann im Pro-
duktionsprozess eingesetzt, wenn es auch doppelt so produktiv wie der Faktor Arbeit 
ist. Dies lässt sich am Beispiel eines Gartenbauunternehmens aufzeigen, das Bäume 
unter Einsatz von Arbeit und Produktionskapital (z. B. Schaufel, Schubkarre, Bagger 
etc.) pflanzen möchte. Hierzu kann das Unternehmen die Bäume arbeitsintensiv 
pflanzen, indem es hauptsächlich Arbeitskräfte mit Schaufeln einsetzt oder es kann 
kapitalintensiv vorgehen, indem z. B. ein Bagger mit Fahrer zum Einsatz kommt. 
Solange der Bagger in der Stunde doppelt so teuer ist wie eine Arbeitskraft, wird das 
Unternehmen den Bagger nur dann einsetzen, wenn die Produktivität des Baggers 
mindestens auch doppelt so hoch ist wie die Produktivität der Arbeitskraft. Durch 
den Vergleich von Produktivität und Preis der Produktionsfaktoren wird sicherge-
stellt, dass das Unternehmen je Produktionseinheit die geringsten Kosten verursacht 
(Minimierungsprinzip) bzw. mit seinen verfügbaren Produktionsfaktoren eine ma-
ximale Produktionsmenge erzielt (Maximalprinzip). Dieses effiziente Wirtschaften 
                                                           
15  Hier und im Folgenden ist zwischen den Begriffen „Finanzkapital“ und „Produktionska-

pital“ zu unterscheiden. Unter Produktionskapital werden Produktionsmittel wie Maschi-
nen und Ausrüstungen sowie Bauten verstanden, die im Produktionsprozess eingesetzt 
werden. Im Rahmen der Mikroökonomie ist der Begriff „Kapital“ überwiegend im Sinne 
von Produktionskapital und nicht Finanzkapital (langfristige, finanzielle Mittel wie z. B. 
Kredite, Wertpapieranlagen etc.) zu verstehen.  



 

stellt zugleich in der Volkswirtschaft sicher, dass knappe Produktionsfaktoren dort 
eingesetzt werden, wo sie am dringendsten benötigt werden und wo sie die höchste 
Produktivität erzielen. So wäre es Verschwendung, wenn z. B. der vergleichsweise 
teure Bagger zur Pflanzung von kleinen Bäumen eingesetzt wird, wenn der Einsatz 
von relativ günstigen Arbeitskräften den gleichen Pflanzerfolg bewirken würde. Das 
Beispiel zeigt, dass das Ziel der Gewinnmaximierung und der effizienten, 
kostengünstigen Produktion dazu führt, dass knappe Produktionsfaktoren (wie z. B. 
der Faktor „Ausrüstungskapital“ in Form eines Baggers) immer dann geschont wer-
den, wenn es – gemessen an den Produktivitäten der Faktoren – preisgünstigere 
Faktoren (Arbeitskraft mit Schaufel) gibt. Wird das ökonomische Prinzip im Gar-
tenbaubetrieb realisiert, käme beispielsweise der Bagger ausschließlich bei Produkti-
onsvorgängen zum Einsatz, bei denen die Arbeitskräfte überfordert und damit in der 
Produktion ineffizient wären (z. B. das Entfernen großer Wurzeln eines großen, ge-
fällten Baumes). 
 
Damit stellt das marktwirtschaftliche Koordinierungssystem im Rahmen der gegebe-
nen Einkommens- und Vermögensverteilung Verbrauchseffizienz bei der Wahl der 
zu produzierenden Güter sicher (Güterpreis- und Grenznutzenrelation der Güter 
müssen im Einklang stehen, wie später mit dem sogenannten 2. Gossenschen Gesetz 
noch näher aufgezeigt wird). Darüber hinaus werden unter Wettbewerbsbedin-
gungen diese Güter mit derjenigen Technologie produziert, die bei gegebenen 
Faktorpreisen die geringsten Kosten verursachen (Produktions- oder Outputeffizi-
enz, die später unter der Überschrift „Minimalkostenkombination“ diskutiert wird). 
Insgesamt werden damit knappe volkswirtschaftliche Ressourcen (Produktionsfakto-
ren) zur Produktion derjenigen Güter eingesetzt, die in einer Volkswirtschaft bei ge-
gebener Einkommens- und Vermögensverteilung den höchsten Nutzen stiften. 
 
Die Ausführungen machen deutlich, dass den Preisen im marktwirtschaftlichen Len-
kungsmechanismus eine zentrale Signal- und Lenkungsfunktion16 bei der Koordinie-
rung der Entscheidungen der Wirtschaftsteilnehmer zukommt. Der Koordinierungs-
prozess über die Preise stellt zusammen mit den zielorientierten Entscheidungen der 
Wirtschaftsteilnehmer sicher, dass die vorgegebenen knappen Ressourcen für die 
Produktion genau derjenigen Güter eingesetzt werden, die den Haushalten den größ-
ten Nutzen stiften. Auf diese Weise führt die individuelle Zielmaximierung der Un-
ternehmen und der Haushalte unter Beachtung ihrer jeweiligen Rahmendaten (Be-
schränkungen) zugleich zu einer gesellschaftlichen Nutzenmaximierung (Realisie-
rung des ökonomischen Prinzips). Voraussetzung hierfür ist aber, dass die Preise 
sich auf den Faktor- und Gütermärkten entsprechend der Knappheiten frei bilden 
können. Sie dürfen beispielsweise nicht durch staatlich verordnete Höchst- oder 
Mindestpreise17 oder durch Subventionen verzerrt sein. Derartige verzerrte Preise 

                                                           
16 Zur Funktion der Preise und zum Prinzip der Sozialen Marktwirtschaft vergleiche die   

näheren Ausführungen im Kapitel IV. 
17 Mindest- bzw. Höchstpreise werden später im Kapitel IV näher erörtert. 
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werden verschiedentlich aus sozialpolitischen Erwägungen angestrebt (Mindest-
löhne, Mindestpreise für Agrarprodukte, Höchstmieten je Quadratmeter im Sozialen 
Wohnungsbau, Subventionen von wenig wettbewerbsfähigen Produktionsbereichen 
wie z. B. die Kohleförderung). Mit sozial „gestalteten Preisen“ sollen verteilungspo-
litische Ziele wie eine gesicherte Grundversorgung mit lebensnotwendigen Gütern 
oder „sozialverträgliche“ Löhne erreicht werden. Eine sozialpolitische „Gestaltung“ 
der Preise wird aber mit allokationspolitischen Nachteilen erkauft, da der Faktor- 
und Gütereinsatz aufgrund verzerrter Preise nicht dem ökonomischen Prinzip ent-
spricht. Ein zusätzliches Problem der effizienten Allokation, d. h. Verfügung über 
Güter und Faktoren ergibt sich auch dann, wenn nicht alle Kosten der Produktion 
oder der gesamte Nutzen der Güter in die Entscheidungen der Wirtschaftsteilnehmer 
einfließen. Eine unzureichende oder fehlende Einbeziehung aller Kosten oder Nut-
zen der Güter liegt z. B. bei sogenannten negativen externen Effekten (z. B. Um-
weltverschmutzung) oder positiven externen Effekten (z. B. positive Wirkungen von 
technischen Neuerungen) vor.18 
 
Damit der marktwirtschaftliche Koordinierungsprozess optimal gestaltet wird und 
Unternehmen sich bei ihren Entscheidungen an den Knappheiten und Produktivitä-
ten der Produktionsfaktoren sowie an den Wünschen der Verbraucher ausrichten, 
muss auf den Märkten zudem ein funktionierender Wettbewerb herrschen. Er stellt 
ein zentrales Element einer sozialen Marktwirtschaft dar, damit möglichst viele 
Marktteilnehmer von den Vorteilen des Wirtschaftens profitieren. Nur bei hinrei-
chendem Wettbewerb ist garantiert, dass das Wirtschaften nicht allein der Macht-
ausweitung und Bereicherung einzelner dominanter Wirtschaftsteilnehmer wie z. B. 
bestimmten Monopolisten dient, sondern allen Marktteilnehmern in Form effizienter 
Abstimmungsprozesse in einer sich ständig wandelnden Welt zugute kommt. Die 
Funktionsweise des Wettbewerbs und seine fundamentale Bedeutung für eine nach 
sozialen Aspekten ausgerichtete Marktwirtschaft wird in Kap. IV näher beleuchtet. 
 
Wie bereits zuvor angedeutet, beantwortet das marktwirtschaftliche Prinzip die 
Frage des „für wen soll produziert werden“ überwiegend nach dem Grundsatz der 
wirtschaftlichen Stärke und der Leistungsfähigkeit. Daher ist zur ausreichenden so-
zialen Absicherung derjenigen Wirtschaftsteilnehmer, die diesem Leistungsprinzip 
aus persönlichen oder sonstigen Gründen nicht gewachsen sind, ein „sozialer Aus-
gleich“ oder eine Umverteilung von Einkommen und Vermögen durch die Gesell-
schaft, d. h. durch den Staat erforderlich. Die soziale Dimension der Ausgestaltung 
der Ergebnisse der Marktwirtschaft durch funktionierenden Wettbewerb und staat-
liche Ausgleichsmechanismen wird als Soziale Marktwirtschaft bezeichnet. Je 
nach der wirtschaftlichen Stärke der Volkswirtschaft und den sozialen Vorstellungen 
der Gesellschaft wird über das Niveau des sozialen Ausgleichs in verschiedenen 
sozialen Systemen unterschiedlich entschieden. Auch in Deutschland wurde die 

                                                                                                                                                      
 
18 Vgl. hierzu sowie zu weiteren Verzerrungen der optimalen Allokation das Kapitel V. 



 

Diskussion um den sozialen Ausgleich immer wieder geführt und schlug sich in 
vielfältiger Form in den Wahlprogrammen der verschiedenen politischen Parteien 
nieder. Vor allem in den letzten Jahren nahm im Zuge der zunehmenden Globali-
sierung, d. h. der weltweiten Vernetzung von Produktions- und Konsumentschei-
dungen, diese Auseinandersetzung deutlich zu, wie ein Blick auf die aufkommenden 
Schlagworte wie z. B. „Hartz-IV-Reformen“19 und „Agenda 2010“ verdeutlicht.20 
Die Bedeutung des Staates für eine optimale Güterversorgung (Allokation) und für 
eine als angemessen betrachtete Verteilung und Umverteilung (Distribution) von 
Einkommen und Vermögen wird in Kapitel V diskutiert. 
 
Der Preisbildungs- und Koordinierungsprozess auf Märkten soll zu gesellschaftlich 
und wirtschaftlich effizienten Ergebnissen führen. Sie werden gleichsam von einer 
unsichtbaren Hand („invisible hand“) zielmaximierend vollzogen. Dies ist die zent-
rale Botschaft der Volkswirtschaftslehre und der Mikroökonomie. Ihre zukunftwei-
sende Ausrichtung wurde bereits durch Adam Smith, einem wichtigen Vertreter der 
Klassischen Nationalökonomie, in seinem zentralen Werk „The Wealth of Na-
tions“ 1776 begründet. 
 
Das Gegenstück zur dezentral organisierten Marktwirtschaft bildet die Zentralver-
waltungswirtschaft. In der idealtypischen Ausprägung dieser Wirtschaftsordnung 
werden die zahlreichen Entscheidungen nicht von den einzelnen Wirtschaftsteilneh-
mern, sondern von einer zentralen Instanz getroffen und hierarchisch nach unten 
weitergegeben. Die Beantwortung der oben angeführten drei Fragen nach dem  
„was“, „wie“ und „für wen“ soll produziert werden stellt diese zentrale Instanz aber 
vor ein kaum zu lösendes Problem. Muss sie doch sowohl die Wünsche der Haus-
halte als auch die Möglichkeiten der Produktionstechnologie überschauen. Bei der 
Frage des „für wen, in welcher Menge“, d. h. bei der Frage nach dem Bedarf handelt 
es sich nicht um eine ökonomische, sondern um eine soziale Entscheidung. Das Be-
darfsprinzip kann z. B. nach dem Gleichheitsprinzip „jedem das Gleiche“ ausgelegt 
werden. Doch was ist unter „gleichem Bedarf“ zu verstehen, wenn die Wirtschafts-
subjekte unterschiedliche Güter in unterschiedlichen Mengen nachfragen und die 
hierdurch entstehenden unterschiedlichen Warenkörbe z. B. aufgrund fehlender oder 
verzerrter Preise nicht miteinander verglichen werden können?  

                                                           
19 Mit den sogenannten Hartz-Gesetzen (benannt nach ihrem Initiator Peter Hartz), insbe-

sondere den Hartz-IV-Gesetzen, versuchte die deutsche Bundesregierung in 2002 unter 
Bundeskanzler Gerhard Schröder den Arbeitsmarkt zu reformieren, ihn flexibler zu ge-
stalten und Arbeitskräfte verstärkt in den Arbeitsprozess zu integrieren. 

20 Die Maßnahmen der Agenda 2010 sahen eine Neubelebung der deutschen Volkswirt-
schaft durch marktwirtschaftliche Reformen vor. Die Maßnahmen gingen über die Be-
schlüsse zum Arbeitsmarkt im Rahmen der Hartz-Gesetze hinaus und betrafen u. a. auch 
die Wachstums-, Bildungs- und Familienpolitik sowie Reformen der Sozialversiche-
rungen (z. B. Reform der Rente im Hinblick auf die demographische Alterung durch ei-
nen sogenannten Nachhaltigkeitsfaktor). 
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Vor dem Hintergrund dieser und der anderen als unlösbar anzusehenden Probleme 
ist es nicht verwunderlich, dass sich viele Volkswirtschaften für die Wirtschaftsord-
nung der Sozialen Marktwirtschaft entschieden haben und ihren Wohlstand – trotz 
z.T. bestehender wirtschaftlicher Probleme, wie z. B. hoher Arbeitslosigkeit – deut-
lich ausweiten konnten. Auch viele frühere Zentralverwaltungswirtschaften haben 
inzwischen den marktwirtschaftlichen Weg eingeschlagen. Die Grundsatzentschei-
dung für die Soziale Marktwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland fiel 
1948/49 mit der Währungsreform (1948) und der Beseitigung von Preisbin-
dungen (1948) sowie dem Inkrafttreten der Staatsverfassung (1949). Der Begriff 
der Sozialen Marktwirtschaft geht auf Alfred Müller-Armack (1901–1978) zu-
rück; er verstand hierunter „(...) eine ordnungspolitische Idee (...), deren Ziel es 
ist, auf der Basis der Wettbewerbswirtschaft die freie Initiative mit einem 
gerade durch die marktwirtschaftliche Leistung gesicherten sozialen Fort-
schritt zu verbinden“21. Diese sehr flexibel formulierte Definition soll zum Aus-
druck bringen, dass der soziale Ausgleich nur dann mit einem sozialen Fortschritt 
einhergeht, wenn er einerseits die wirtschaftliche Kraft einer Volkswirtschaft nicht 
überlastet, andererseits aber auch den Spielraum für einen sozialen Ausgleich nutzt. 
Dabei kommt dem Wettbewerb eine zentrale soziale Ausgleichsfunktion zu, wie in 
Kapitel IV.1 noch näher spezifiziert wird. Politisch durchgesetzt wurde das Konzept 
der Sozialen Marktwirtschaft durch Ludwig Erhard (1897–1977), dem ersten 
Wirtschaftsminister der Bundesrepublik Deutschland.22 
 
Die Soziale Marktwirtschaft stellt grundsätzlich eine effiziente Wirtschaftsordnung 
dar, die gegebene knappe Ressourcen über den Lenkungsmechanismus von Preisen 
und Wettbewerb derart für die Produktion von Gütern verwendet, dass mit ihnen für 
eine gegebene Einkommens- bzw. Vermögensverteilung der höchste denkbare 
Nutzen bei den nachfragenden Wirtschaftssubjekten realisiert werden kann. Zentrale 
Voraussetzung für den Erfolg dieser liberalen Wirtschaftsordnung ist jedoch eine 
funktionierende Wirtschaftsordnung, die freiheitliche, marktwirtschaftliche 
Elemente mit ordnenden, regulierenden Prinzipien vereint. Die Wirtschaftsord-
nung der Bundesrepublik Deutschland enthält daher u. a. die folgenden zentralen 
Elemente23, die sich aus dem Bedarf nach Rechtssicherheit, der Notwendigkeit freier 
Konsumenten- und Produzentenentscheidungen, dem Erfordernis freier und über-
schaubarer Preisbildungen und einer sozialen Absicherung in der Sozialen Markt-
wirtschaft ergeben; Elemente der Sozialen Marktwirtschaft sind daher im Einzelnen:  

                                                           
21 Vgl. z. B. Andersen, U.; Wichard, W. (Hrsg.): Art. Soziale Marktwirtschaft/Wirtschafts-

politik, in: Handwörterbuch des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland, 5. 
Auflage, Opladen 2003.  

22 Zu einer kurzen, übersichtlichen Zusammenstellung der Gründer der Sozialen Marktwirt-
schaft, den sogenannten Ordoliberalen, vgl. Grossekettler, H. u. a.: Volkswirtschaftslehre,  
a. a. O., S. 217 ff. 

23 Derjenige Teil der Wirtschaftsordnung, der durch rechtliche Regelungen spezifiziert 
wird, findet dabei auch in dem Begriff der „Wirtschaftsverfassung“ seinen Niederschlag. 



 

 ein funktionierendes Rechtssystem zur Sicherung individueller Freiheitsrechte 
(Eigentumsrechte, Gewerbe-, Produzenten- und Konsumentenfreiheit, etc.),   

 eine funktionierende Wettbewerbsordnung zur größtmöglichen Gewährleistung 
unternehmerischen Wettbewerbs (Instrumente sind u. a. das in ein europäisches 
Wettbewerbsrecht eingebettete Gesetz gegen Wettbewerbs-Beschränkungen 
(GWB), überwacht durch das deutsche Bundeskartellamt in Bonn und die EU-
Kommission in Brüssel),  

 Konsumentensouveränität bei der Güternachfrage, dem Arbeitsangebot und der 
Ersparnisbildung,  

 offene, nicht durch Handelsschranken begrenzte Märkte, 
 eine innere Preisstabilität, die durch eine stabile Währung auch nach außen er-

gänzt wird sowie eine freie, unverzerrte Preisbildung24,  
 ein mit der marktwirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in Einklang stehendes 

soziales Sicherungssystem25 sowie 
 staatliche Eingriffe26 zur Sicherstellung einer effizienten Güter- und Faktorallo-

kation (Allokationspolitik),  
 einer von der Gesellschaft als „gerecht“ empfundenen Einkommens-(/) bzw. 

Vermögensdistribution (Distributionspolitik) und einer  
 von der Gesellschaft als angemessen angesehenen staatlichen Stabilisierungs-

politik der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. 
 
Mit der im Frühjahr 2007 begonnenen Wirtschafts- und Finanzkrise wurde die 
Soziale Marktwirtschaft im Hinblick auf ihre Funktionsweise einem harten Test un-
terzogen. Zentrale Ursache der Wirtschaftskrise war eine überzogene Ausrichtung 

                                                           
24 Preisliche Vergünstigungen von Produktionsfaktoren (Subventionen) können sich dabei 

grundsätzlich als ebenso schädlich für eine effiziente Güterversorgung erweisen (sofern 
sie nicht zum Ausgleich externer Effekte eingesetzt werden), wie die Beeinträchtigung 
der freien Preisbildung durch Mindest- bzw. Höchstpreise (siehe hierzu die späteren Aus-
führungen in Kapitel IV). 

25 Hier ist vor allem zwischen den gesetzlichen Sozialversicherungssystemen und der staat-
lichen Fürsorge zu unterscheiden. Während der gesetzlichen Sozialversicherung grund-
sätzlich der Gedanke des Äquivalenzprinzips zugrunde liegt, d. h. jeder Bürger sich 
grundsätzlich durch staatlich geregelte Sozialversicherungsbeiträge gegen zentrale sozi-
ale Belastungen abzusichern hat (gesetzliche Kranken-, Arbeitslosen-, Renten- und Pfle-
geversicherung), steht bei der Fürsorge das Bedürftigkeitsprinzip im Vordergrund. Es 
greift in sozialen Notlagen auch dann, wenn der Betroffene durch besondere Risiken oder 
Belastungen keine ausreichende soziale Absicherung durch gesetzliche oder private Maß-
nahmen ergreifen konnte und auch sonst keine andere Unterstützung möglich ist (soge-
nanntes Subsidiaritätsprinzip). Allerdings haben in den letzten Jahrzehnten auch in der 
gesetzlichen Sozialversicherung die bedarfsorientierten Leistungen an Bedeutung ge-
wonnen. Von ihnen gehen stärkere Umverteilungswirkungen aus. 

26 Zur Präzisierung vgl. die Ausführungen zur Allokations-, Distributions- und Stabilisie-
rungspolitik des Staates unter dem Gliederungspunkt „Marktversagen und die Rolle des 
Staates“ in Kapitel V. 
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der Aktivitäten von Finanz- und Wirtschaftsakteuren auf die Maximierung von 
Renditen, ohne dabei die drohenden Risiken hinreichend zu berücksichtigen. Da die 
Lenkung der Marktwirtschaft über Preise und Renditen zu massiven Problemen27 
führte und damit quasi das Herzstück des marktwirtschaftlichen Abstimmungsme-
chanismus seine Funktion nicht oder nicht ausreichend erfüllte, sieht sich die Soziale 
Marktwirtschaft und ihr Koordinationsmechanismus erheblicher Kritik ausgesetzt.28 
 
Die Kritiker sollten sich aber bewusst sein, dass die Funktionsweise der Sozialen 
Marktwirtschaft an strenge Rahmenbedingungen geknüpft ist. Hierzu gehören ver-
tragliche Regelungen, die jeden Marktteilnehmer in die persönliche Pflicht nehmen 
(Sanktionsmechanismus), wenn er nicht zielgerichtete Entscheidungen zu Lasten an-
derer Wirtschaftsteilnehmer trifft. Wie in Kapitel V noch aufgezeigt wird, sind die 
Folgen unzureichender (asymmetrischer) Informationen durch eine angemessene 
Ausgestaltung der Informationssysteme (z. B. Funktionsweise von Ratingagenturen 
und staatlichen Kontrollgremien zur Beurteilung von Marktrisiken) zu vermeiden. 
Auch müssen im Banken- und Versicherungssektor ausreichende Risikopuffer in 
Form von Kapitalreserven (z. B. Eigenkapitalausstattungen) oder finanzieller Aus-
gleichssysteme zur Bewältigung vorübergehender Liquiditätsengpässe geschaffen 
werden. Die Systeme müssen so gestaltet werden, dass unverantwortliches Handeln 
nicht von der Hoffnung genährt wird, dass staatliche Ausgleichsmechanismen (bail-
out) marktwirtschaftliches Fehlverhalten alimentieren. Gerade am Beispiel dieser 
Wirtschafts- und Finanzkrise zeigt sich, wie verletzbar die Soziale Marktwirtschaft 
ist, wenn die marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen unzureichend ausgestaltet 
sind. Dabei ist zu beachten, dass  Produkt- und Prozessinnovationen auch entsprech-
ende Anpassungen der marktwirtschaftlichen Regulierungssysteme erfordern. 
 
Aufgrund der hohen Staatsverschuldung zahlreicher Länder des Euroraums, der 
USA und anderer Staaten hat sich die aus dem expansiven Kreditverhalten der Ban-
ken resultierende Hypothekenkrise inzwischen zu einer Staatsschuldenkrise fortent-
wickelt. Da die Banken im großen Umfang Staatspapiere halten, die infolge der 
Überschuldung der Staaten deutlich abgewertet wurden, droht aufgrund des Kurs-
verlustes dieser Papiere inzwischen eine anhaltende Bankenkrise. Auch diese Krise 
wird als Krise der Sozialen Marktwirtschaft und ihres Koordinierungsmechanismus 
angesehen. Jedoch ist hierbei zu beachten, dass durch die Schaffung einer einheitli-
chen Währung und eines einheitlichen Leitzinses im Euro-Währungsraum die An-
                                                           
27 Überzogene Managergehälter, die auf die Erreichung kurzfristig, nicht nachhaltig defi-

nierter Ziele ausgerichtet waren sowie überzogene Renditen, die die bestehenden Risiken 
systematisch unterschätzten (z. B. riskante Immobilienkredite oder Finanzbeteiligungen), 
haben die Funktionsfähigkeit  der Marktwirtschaft auf eine harte Probe gestellt.  

28 Der ehemalige Präsident der US-amerikanischen Notenbank FED bringt dies bei einer 
Anhörung im US-amerikanischen Kongress wie folgt zum Ausdruck: „Diejenigen von 
uns, die geglaubt haben, dass das Eigeninteresse von Banken das Kapital ihrer Aktionäre 
schützen würde, sind – einschließlich mir selbst – in einem Stadium schockierten Un-
glaubens(…)“ (zitiert nach: DB-Research, Homo oeconomicus, a. a. O., S. 2). 



 

passungsfähigkeit der Volkswirtschaften des Euroraumes erheblich beeinträchtigt 
wird. Hier zeigt sich, dass ein einheitlicher Währungsraum nur dann funktionsfähig 
ist, wenn die Mitgliedstaaten durch Strukturreformen und wirtschaftspolitische An-
passungen die Voraussetzungen für eine ausreichende Wettbewerbsfähigkeit schaf-
fen. Auch sind im EU-Vertrag Neuordnungen der Finanzmarktregulierungen vorzu-
nehmen und ein europäisches Verfahren für eine geordnete Insolvenz von Banken 
und Staaten zu berücksichtigen, um das Vertrauen in den marktwirtschaftlichen Ko-
ordinierungs- und Anpassungsmechanismus wieder herzustellen.29 Eine Soziale 
Marktwirtschaft kann nur dann funktionieren, wenn die zuvor dargestellten Rah-
menbedingungen gegeben sind. Die Tatsache, dass struktur- und finanzschwache 
Länder des Euroraumes den Wechselkurs als Anpassungsinstrument nicht einsetzen 
können und der einheitliche Leitzins zudem auf die unterschiedliche wirtschaftliche 
Situation nicht ausreichend reagieren kann, darf nicht dem System der Marktwirt-
schaft angelastet werden. Vielmehr sind die finanz- und wirtschaftspolitischen Miss-
stände sowohl einer exzessiven Finanzpolitik als auch unterbliebenen Strukturre-
formen in den betroffenen Ländern zuzuschreiben. Eine wirtschaftliche Besserung 
ist nur dann zu erwarten, wenn der mit der einheitlichen Währung angestrebten 
Vollendung der Europäischen Union auch praktische Schritte in Richtung einer poli-
tischen Union folgen.  

2.2  Haushalte, Unternehmen, Staat und Märkte als zentrale 
Elemente einer Sozialen Marktwirtschaft 

Im Folgenden sollen die Entscheidungen der Privaten Haushalte (Haushaltstheorie) 
und der Unternehmen (Unternehmenstheorie), die Bedeutung des Staates in einer 
Sozialen Marktwirtschaft sowie das Zusammentreffen ihrer Entscheidungen auf 
Märkten überblickartig beschrieben werden. Eine detaillierte Analyse der einzelnen 
Entscheidungen der Haushalte und der Unternehmen erfolgt dann in den Kapiteln 
III.1 und III.2. Hier sowie in den folgenden Kapiteln wird auch auf die überragende 
Bedeutung des Wettbewerbs für die Funktionsweise der Sozialen Marktwirtschaft 
und auf den Einfluss verschiedener Marktformen eingegangen, die ihrerseits wiede-
rum das Marktverhalten der Anbieter und die Nachfrage maßgeblich prägen. Neben 
den Privaten Haushalten stellt der Staat30 in Gestalt der „Gebietskörperschaften“ und 
der „Sozialversicherungen“ eine für den Erfolg der Sozialen Marktwirtschaft 
zentrale Wirtschaftseinheit dar. Sein grundsätzliches Aufgabenspektrum soll in die-
sem einführenden Kapitel kurz skizziert und im Kapitel V („Marktversagen und die 
Rolle des Staates“) näher beschrieben werden. Allerdings können die Ausführungen 

                                                           
29 Zur aktuellen deutschen und weltweiten Wirtschafts- und Finanzsituation und zu den er-

forderlichen Maßnahmen vgl. u. a. Wirtschaftswissenschaftliche Forschungsinstitute, Ge-
meinschaftsdiagnose Herbst 2011. 

30 Die unter dem Begriff „Staat“ zusammengefassten Gebietskörperschaften und gesetzli-
chen Sozialversicherungsträger werden auch als „Öffentliche Haushalte“ bezeichnet. 
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nur einen Überblick vermitteln. Eine detaillierte Analyse der Staatstätigkeit ist der 
weiterführenden finanzwissenschaftlichen Literatur vorbehalten.31  
 
Haushaltstheorie: 
Den Untersuchungsgegenstand der Haushaltstheorie bilden die Privaten Haushalte, 
die von den Öffentlichen Haushalten (Staat) zu unterscheiden sind. Im Jahre 2010 
gab es rund 40,2 Mio. Private Haushalte32 in Deutschland mit einer durchschnittli-
chen Haushaltsgröße von 2,03 Personen je Haushalt. Rational handelnde Private 
Haushalte (Rationalitätsprinzip) haben bei der Maximierung ihrer Zielfunktion (z. B. 
Nutzenmaximierung) ihre jeweiligen Beschränkungen zu beachten (vgl. Übersicht 
II-2). Eine Beschränkung stellt die Budgetgerade des Haushalts dar, die beschreibt, 
wie sich in jeder Wirtschaftsperiode (z. B. einen Monat oder ein Jahr) das erwirt-
schaftete Nominaleinkommen Y auf die Konsumausgaben C und die Ersparnis S 
aufteilt. Die Konsumausgaben C werden für Güter X und Z getätigt, für die jeweils 
je Mengeneinheit die Güterpreise P(X) und P(Z) zu zahlen sind. Neben der Budget-
beschränkung muss der Haushalt seine Zeitbeschränkung beachten: Das gesamte 
Zeitkontingent von 24 Stunden/Tag ist auf Arbeit und Freizeit aufzuteilen. Vor die-
sem Hintergrund zeigt die Übersicht II-2 drei zentrale Entscheidungen auf, die ein 
Haushalt simultan zu treffen hat33. Um die folgenden Darstellungen zu vereinfachen, 
werden die Entscheidungen isoliert dargestellt, auch wenn sie in der Realität gleich-
zeitig und interdependent erfolgen: 

 Für einen bestimmten nominalen Konsumbetrag ist zu entscheiden, wie sich die-
ser Ausgabenbetrag auf verschiedene Güter X und Z in der Mengen- und Wert-
struktur aufteilt. (Entscheidung: Konsumstrukturproblem = Optimierung der 
Struktur der Güternachfrage in einer betrachteten Periode).  

 Für ein bestimmtes Einkommen ist zu entscheiden, welcher Teil des Einkom-
mens konsumiert oder gespart wird. Auch ist zu entscheiden, ob die Ersparnis 
negativ ausfallen, d. h. ein Kredit aufgenommen wird. Da die Ersparnis den Kon-
sum der nächsten Perioden darstellt, handelt es sich um die zeitliche Verwen-
dungsstruktur des Einkommens (Entscheidung: Optimierung der zeitlichen 
Struktur der Güternachfrage in verschiedenen Perioden). 

                                                           
31 Vgl. z. B. Zimmermann, H.; Henke, K.-D.: Finanzwissenschaft, 7. Auflage, München 

1994. 
32 Vgl. Statistisches Bundesamt, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 2010, Entwicklung der 

Privathaushalte bis 2030, Ergebnisse der Haushaltsvorausberechnung, Wiesbaden 2011, 
Tabelle „Entwicklung der Privathaushalte“. Die Prognosen des Statistischen Bundesam-
tes kommen zu dem Ergebnis, dass die Zahl der Privathaushalte sich bis 2024 auf 41,2 
Mio. erhöht und dann bis 2030 leicht abnimmt; die durchschnittliche Haushaltsgröße re-
duziert sich nach diesen Vorausberechnungen bis 2030 auf 1,88 Personen; während im 
Jahr 2010 etwa 40% in Einpersonenhaushalten leben, dürfte dieser Anteil bis 2030 vo-
raussichtlich auf 43,4% ansteigen; vgl. zu den verschiedenen Zahlen ebenda.  

33  Die in Übersicht II-2 erfassten Angaben „1-HH“ bis „3-HH“ kennzeichnen die drei Ent-
scheidungen der Haushalte mit einem kurzen Symbol. 



 

 Bei den bisherigen Entscheidungen wurde ein bestimmtes Arbeitseinkommen zu-
grunde gelegt. Aber auch hierüber hat der Haushalt zu entscheiden, d. h. er muss 
festlegen, wie die ihm zur Verfügung stehende Zeit auf die beiden Verwen-
dungsmöglichkeiten „Arbeit“ und „Freizeit“ grundsätzlich optimal aufzuteilen ist 
(Entscheidung: Strukturproblem der Zeitaufteilung auf Arbeit und Freizeit), wo-
raus ein bestimmtes Arbeitsangebot resultiert . 

 

 
 

Das Entscheidungsproblem des Arbeitsangebots (Arbeitszeit versus Freizeit) redu-
ziert sich für die weit überwiegende Mehrheit der Bevölkerung auf die Fragen, 
„wo“, „wie viel“ und eventuell „zu welchen Bedingungen“ Arbeitsleistungen ange-
boten werden sollen. Im Jahr 2009 erzielte in Deutschland 52,9% der Gesamtbevöl-
kerung ihren „überwiegenden Lebensunterhalt“ durch Erwerbstätigkeit34. Die Er-
                                                           
34 Vgl. Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2009, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, 

Fachserie 1, Reihe 4.1.1, Wiesbaden 2010, Tabelle 1.5 (im Folgenden zitiert als Statisti-
sches Bundesamt, Mikrozensus 2009). 

Einkommen (Y)    =      Konsumausgaben (C)     +       Sparen (S)

- optimale gütermäßige Konsumstruktur (Güter-
nachfrage) in einer Periode (1-HH)

- optimale Konsumaufteilung auf die Perioden 
(Konsum und Sparen) (2-HH)

- optimales Arbeitsangebot in einer Periode (3-HH)

Drei 
Entscheidungen 

eines Privaten 
Haushalts

Nebenbedingung:
Budgetgleichung

damit gilt als Budgetgleichung:
Y   =    P(X) X  + P(Z) Z + S 

mit : P(X), P(Z) = Preise der betrachteten 
Güter X bzw. Z 

Arbeitseinkommen C = P(X) X  + P(Z) Z

Hinweis: Staatliche Eingriffe, z.B. Umverteilung von Einkommen, werden nicht berücksichtigt.

Nutzenfunktion
Zielsetzung, z. B.   
Nutzenmaximierung

+ Kapitaleinkommen

Übersicht II-2: Ziele, Nebenbedingungen, Entscheidungen eines Privaten Haushalts 
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werbsquote35 der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter von 15- bis unter 65 Jahre 
lag im Frühjahr 2009 in Deutschland bei 76,2%. Der Mikrozensus 2009 weist auch 
aus, dass von den erfassten 34,2 Mio. abhängig Beschäftigten36 viele einer Teilzeit-
beschäftigung nachgingen und im Vergleich zu früheren Jahren (z.B. 1991) die Quo-
te der Teilzeitbeschäftigten deutlich zugenommen hat (vgl. Tabelle II-1). Teilzeitbe-
schäftigung hat einen hohen Stellenwert im Erwerbsleben, und der Private Haushalt 
verfügt über Handlungsspielräume, die Arbeitszeit individuell zu gestalten. Dabei 
konzentriert sich die Teilzeitarbeit vor allem auf Frauen. 

Tabelle II-1: Teilzeitbeschäftigte1) in Deutschland 2009 
Stundenzahl  
 je Woche 

Teilzeitbeschäf-
tigte1) in Mio. 

Anteil2) Teilzeitbeschäfti-
gung insgesamt in % 

Anteil3) weiblicher 
Teilzeitbeschäftigter 

20 Std. u. weniger 6,0 17,5 % 80,4 % 
31 Std. u. weniger 9,1 26,6 % 81,7 % 
35 Std. u. weniger 11,1 32,5 %    

(1991: 14%) 
74,8 % 

1) Der Begriff  „Teilzeitbeschäftigung“ ist vom Stundenumfang nicht klar definiert. Daher werden 
im Folgenden Zahlen mit unterschiedlichem Stundenumfang dargestellt. 

2) Anteil der Teilzeitbeschäftigten mit bis zu …Stunden je Woche bezogen auf 34,2 Mio. Abhän-
gig Beschäftigte. 

3) Anteil weiblicher Teilzeitbeschäftigter an allen Teilzeitbeschäftigten (Frauen und Männer). 
Quelle: Vgl. Statistisches Bundesamt, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 2010, Entwicklung der   
             Privathaushalte bis 2030, a. a. O., Tab. 2.9, S. 3 sowie eigene Berechnungen. 

 
Das Arbeitsangebot verschafft dem Privaten Haushalt ein Faktoreinkommen, aus 
dem zunächst Steuern und Sozialversicherungsabgaben gezahlt werden37. Ande-
rerseits empfängt der Private Haushalt auch Transferzahlungen (z. B. Kindergeld, 
Wohngeld, Rente etc.), die das für Konsum und Ersparnis verbleibende Einkommen, 
das sogenannte verfügbare Einkommen, erhöhen.  
 
Die Vermögensdisposition eines Privaten Haushalts betrifft die Frage, welche Er-
sparnis gebildet werden soll, und wie diese und das vorhandene Vermögen optimal 
anzulegen sind. Hierzu sind verschiedene Anlagemöglichkeiten gegeneinander abzu-

                                                           
35 Erwerbsquote = Erwerbspersonen/Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15-65 Jahre); 

zu den Zahlen vgl. Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2009, Tab. 1.3, S. 3.  
36 In der Terminologie der Arbeitsmarktstatistik bilden die abhängig Beschäftigten zusam-

men mit den Selbstständigen die sogenannten Erwerbstätigen. Werden neben den Er-
werbstätigen auch die Arbeitslosen (Erwerbslosen) in die Betrachtung einbezogen, so 
wird von „Erwerbspersonen“ gesprochen.  

37 Nach den Angaben der EVS 2008 betrug im Jahr 2008 die durchschnittliche Abgabenlast 
der Privaten Haushalte für Einkommen-, Kirchensteuer und den Solidaritätszuschlag so-
wie für die Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 21,4% des Haushaltsbruttoeinkom-
mens (bei Paaren mit Kindern 23%); vgl. Statistisches Bundesamt  Wo bleibt mein 
Geld?, Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2008 (EVS 2008), Be-
gleitmaterial zur Pressekonferenz am 8. Dezember 2010, Tabelle 6, S. 15. 

:



 

wägen, die sich nach Rendite, Laufzeit, Kurs- und Ausfallrisiko, Liquiditätsgrad und 
im Hinblick auf andere Merkmale unterscheiden. Die verschiedenen Entscheidungen 
eines Privaten Haushalts stellen ein interdependentes System dar. So kann der 
Wunsch nach größerem Konsum zum Mehrangebot an Arbeitsleistungen (z. B. 
Überstunden) oder zur Reduzierung des Sparens oder zum Entsparen und damit zur 
Verminderung von Vermögenswerten führen. Ferner ist zu berücksichtigen, dass ein 
Teil des Einkommens in Form von Steuern und Sozialabgaben an den Staat (Ge-
bietskörperschaften, Sozialversicherungsträger) zu entrichten ist und der Finanzie-
rung der Staatsausgaben dient, so dass es enge Verknüpfungen zwischen den Ent-
scheidungen des Staates und den Entscheidungen der Haushalte gibt. Natürlich hän-
gen das Einkommen und das Kaufverhalten der Privaten Haushalte auch von den 
Preisen der Faktoren Arbeit und Kapital sowie von den Güterpreisen ab, die ihrer-
seits wieder durch die Entscheidungen der Unternehmen geprägt werden. Somit 
existieren nicht nur innerhalb des Haushalts, sondern zwischen dem Haushalt und 
den weiteren Entscheidungsträgern „Private Unternehmen“ und „Staat“ interdepen-
dente Entscheidungsstrukturen, die das komplexe Gebilde ökonomischer Entschei-
dungen in einer Volkswirtschaft erahnen lassen. Allerdings ist es im Rahmen dieser 
einführenden Analyse nicht möglich, die verschiedenen Aspekte als geschlossene 
Haushalts- und Unternehmenstheorie zu entwickeln und alle oben genannten 
Entscheidungen systematisch aufeinander abzustimmen. Insoweit erfolgt die nach-
folgende Betrachtung im Sinne einer sogenannten Partialanalyse, wobei auf die 
Frage der Vermögensdisposition der privaten Haushalte nicht weiter eingegangen 
wird.  
 
Unternehmenstheorie: 

Im Jahr 2009 gab es in Deutschland 4,2 Mio. Selbständige38, deren Unternehmen 
sich nach Größenklassen (kleine, mittlere und große Unternehmen), Branchen 
(Landwirtschaft mit 0,2 Mio. Selbstständigen, Produzierendes Gewerbe mit 0,8 Mio. 
Selbstständigen; Handel und Gastgewerbe, Verkehr mit 1,2 Mio. Selbstständigen; 
Sonstige Dienstleistungen mit 2,0 Mio. Selbstständigen) oder Rechtsformen (Einzel-
unternehmen, Personen-, Kapitalgesellschaften) unterscheiden. Unabhängig von die-
sen Kriterien steht jedes Unternehmen mit anderen Wirtschaftssubjekten vor allem 
an zwei Stellen in Verbindung: 

 auf den Absatzmärkten als Anbieter seiner Erzeugnisse, soweit diese nicht im 
eigenen Produktionsprozess eingesetzt oder auf Lager genommen werden, 

 und auf den Beschaffungsmärkten als Nachfrager nach Produktionsfaktoren 
(insbesondere Arbeit) und dauerhaften Produktionsmitteln („Investitionsgütern“). 

 

                                                           
38 Vgl. Statistisches Bundesamt, Mikrozensus, a. a. O., Tab. 2.1, S. 2. U. a. im Zuge der so-

genannten Hartz IV-Reformen und der Einführung der sogenannten „Ich-AG“ hat sich 
die Zahl der Selbstständigen in Deutschland erhöht. 
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Hinzu kommen z. B. Kreditbeziehungen mit Banken oder Transferbeziehungen zu 
Öffentlichen Haushalten (z. B. Zahlung von Steuern bzw. Bezug von Subventionen), 
die im Folgenden aber nicht betrachtet werden. Im Rahmen dieser vielfältigen Be-
ziehungen haben Unternehmen vor dem Hintergrund ihrer Zielsetzung und unter Be-
rücksichtigung der produktionstheoretischen Möglichkeiten (Produktionsfunktion) 
verschiedene Entscheidungen zu treffen. Dabei können die Zielsetzungen der ver-
schiedenen Unternehmen variieren (z. B. Maximierung von Gewinnen, Erhöhung 
von Marktanteilen); gleichwohl dürfte längerfristig der Zielsetzung der Gewinnma-
ximierung eine übergeordnete Bedeutung zukommen.  
 
Die Gewinnmaximierung erfolgt unter Einhaltung der zahlreichen Beschränkungen, 
denen sich eine Unternehmung gegenübersieht. Im Folgenden soll nur die aus volks-
wirtschaftlicher Sicht herausragende produktionstheoretische Beschränkung betont 
werden. Sie bringt zum Ausdruck, dass sich eine Unternehmung in einer Volkswirt-
schaft einer begrenzten Menge an Produktionsfaktoren gegenübersieht. Die Produk-
tionsfaktoren sind im Produktionsprozess optimal zu kombinieren, um gemäß dem 
ökonomischen Prinzip aus der begrenzten Ressourcenmenge eine möglichst hohe 
Produktionsmenge an Gütern (Output) einer Volkswirtschaft zu ermöglichen. Die 
formale Beziehung zwischen den produzierten Gütern und den Faktorinputs wird 
über die Produktionsfunktion beschrieben. Im Folgenden soll vereinfachend nur eine 
repräsentative Einproduktunternehmung betrachtet werden, die stellvertretend für die 
zahlreichen Güter das Gut X produziert. Damit kommt hier nicht die Produktions-
funktion einer Mehrproduktunternehmung zur Anwendung. Vor diesem vereinfa-
chten Hintergrund lassen sich aus der Zielsetzung der Gewinnmaximierung folgende 
zentrale Entscheidungen der Unternehmung bei der Produktion des Gutes X ableiten 
(vgl. Übersicht II-3): 

 Güterangebot: Je nach den Wettbewerbsbedingungen des Marktes (Marktform) 
führt eine bestimmte Zielfunktion (z. B. Gewinnmaximierung) zu einem be-
stimmten kurzfristigen bzw. langfristigen Angebot an Gütermengen. Die Be-
griffe kurz- bzw. langfristig stellen dabei auf die Frage ab, ob nur der Einsatz ein-
zelner Produktionsfaktoren variiert werden kann und die Einsatzmenge der restli-
chen Faktoren fest vorgegeben ist (partielle Faktorvariation) oder ob der Ein-
satz aller Faktoren völlig flexibel und damit kostenminimierend geplant werden 
kann (totale Faktorvariation, Minimalkostenkombination), wobei ehemalige 
Fixkosten neu zur Disposition gestellt werden. 

 Faktornachfrage: In jedem Produktionsprozess müssen Entscheidungen über 
das Verhältnis zwischen den eingesetzten Inputfaktoren (z. B. Arbeit, Kapital, 
Technischer Fortschritt), ihren Preisen (Faktorpreise) und dem Produktionsergeb-
nis (Output) getroffen werden. Hieraus resultiert im Falle der totalen Faktorvari-
ation die zielmaximierende (z. B. gewinnmaximierende) Nachfrage nach den 
Produktionsfaktoren (z. B. Arbeit und Kapital; die optimale Kapitalnachfrage be-
trifft die optimale Investitionsplanung, d. h. die Entscheidung über die optimale 
Anschaffung dauerhafter Produktionsmittel). Im Fall der partiellen Faktorvaria-


